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finanziellen Verbindlichkeiten. Finanzielle Vermögenswerte enthalten Forderungen aus Lieferungen und Leistungen 
sowie sonstige Forderungen, und finanzielle Verbindlichkeiten enthalten Verbindlichkeiten aus Lieferungen 
und Leistungen sowie sonstige Verbindlichkeiten. Informationen über den erwarteten Zeitpunkt der 
Realisierung von nicht monetären Vermögenswerten, wie z. B. Vorräten, und der Erfüllung von nicht monetä- 
ren Schulden, wie z B. Rückstellungen, sind ebenfalls nützlich, und zwar unabhängig davon, ob die Vermögenswerte 
und Schulden als langfristig oder kurzfristig eingestuft werden oder nicht. Beispielsweise gibt 
ein Unternehmen den Buchwert der Vorräte an, deren Realisierung nach mehr als zwölf Monaten nach dem 
Abschlussstichtag erwartet wird. 
 

Kurzfristige Vermögenswerte 
 

Ein Unternehmen hat einen Vermögenswert in folgenden Fällen als kurzfristig einzustufen: 
(a) die Realisierung des Vermögenswerts wird innerhalb des normalen Geschäftszyklus erwartet, oder der 

Vermögenswert wird zum Verkauf oder Verbrauch innerhalb dieses Zeitraums gehalten; 
(b) der Vermögenswert wird primär für Handelszwecke gehalten; 
(c) die Realisierung des Vermögenswerts wird innerhalb von zwölf Monaten nach dem Abschlussstichtag 

erwartet; oder 
(d) es handelt sich um Zahlungsmittel oder Zahlungsmitteläquivalente (gemäß der Definition in IAS 7), es sei 

denn, der Tausch oder die Nutzung des Vermögenswerts zur Erfüllung einer Verpflichtung sind für einen 
Zeitraum von mindestens zwölf Monaten nach dem Abschlussstichtag eingeschränkt. 

Alle anderen Vermögenswerte sind als langfristig einzustufen. 
 

Dieser Standard verwendet den Begriff „langfristig“, um damit materielle, immaterielle und finanzielle Vermögenswerte 
mit langfristigem Charakter zu erfassen. Er untersagt nicht die Verwendung anderer Bezeichnungen, 
solange deren Bedeutung klar verständlich ist. 
 

Der Geschäftszyklus eines Unternehmens ist der Zeitraum zwischen dem Erwerb von Vermögenswerten, die 
in einen Prozess eingehen, und deren Umwandlung in Zahlungsmittel oder Zahlungsmitteläquivalente. Ist der 
Geschäftszyklus des Unternehmens nicht eindeutig identifizierbar, wird von einem Zeitraum von zwölf Monaten 
ausgegangen. Kurzfristige Vermögenswerte umfassen Vorräte und Forderungen aus Lieferungen und Leistungen, 
die als Teil des gewöhnlichen Geschäftszyklus verkauft, verbraucht und realisiert werden, selbst wenn 
deren Realisierung nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag erwartet wird. Zu kurzfristigen 
Vermögenswerten gehören ferner Vermögenswerte, die vorwiegend zu Handelszwecken gehalten werden 
(als Beispiel hierfür seien einige finanzielle Vermögenswerte angeführt, die gemäß IAS 39 als zu Handelszwecken 
gehalten eingestuft werden) sowie der kurzfristige Teil langfristiger finanzieller Vermögenswerte. 
 

Kurzfristige Schulden 
 

Ein Unternehmen hat eine Schuld in folgenden Fällen als kurzfristig einzustufen: 
(a) die Erfüllung der Schuld wird innerhalb des normalen Geschäftszyklus erwartet; 
(b) die Schuld wird primär für Handelszwecke gehalten; 
(c) die Erfüllung der Schuld wird innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag erwartet; oder 
(d) das Unternehmen hat kein uneingeschränktes Recht, die Erfüllung der Schuld um mindestens zwölf Monate 

nach dem Bilanzstichtag zu verschieben (siehe Paragraph 73). Ist die Schuld mit Bedingungen verbunden, nach 
denen diese aufgrund einer Option der Gegenpartei durch die Ausgabe von Eigenkapitalinstrumenten erfüllt 
werden kann, so beeinflusst dies ihre Einstufung nicht. 

Alle anderen Schulden sind als langfristig einzustufen. 
 

Einige kurzfristige Schulden, wie Verbindlichkeiten aus Lieferungen und Leistungen sowie Rückstellungen für 
personalbezogene Aufwendungen und andere betriebliche Aufwendungen, bilden einen Teil des kurzfristigen 
Betriebskapitals, das im normalen Geschäftszyklus des Unternehmens gebraucht wird. Solche betrieblichen 
Posten werden selbst dann als kurzfristige Schulden eingestuft, wenn sie später als zwölf Monate nach dem 
Abschlussstichtag fällig werden. Zur Unterteilung der Vermögenswerte und der Schulden des Unternehmens 
wird derselbe Geschäftszyklus herangezogen. Ist der Geschäftszyklus des Unternehmens nicht eindeutig identifizierbar, 
wird von einem Zeitraum von zwölf Monaten ausgegangen. 
 

Andere kurzfristige Schulden werden nicht als Teil des laufenden Geschäftszyklus beglichen, ihre Erfüllung ist aber 
innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag fällig, oder sie werden vorwiegend zu Handelszwecken 
gehalten. Hierzu gehören beispielsweise einige finanzielle Verbindlichkeiten, die gemäß IAS 39 als zu Handelszwecken 
gehalten eingestuft werden, Kontokorrentkredite, der kurzfristige Teil langfristiger finanzieller Verbindlichkeiten, 
Dividendenverbindlichkeiten, Ertragsteuern und sonstige nicht handelbare Verbindlichkeiten. Finanzielle 
Verbindlichkeiten, die die langfristige Finanzierung sichern (und somit nicht zum im normalen Geschäftszyklus 
verwendeten Betriebskapital gehören) und die nicht innerhalb von zwölf Monaten nach dem Bilanzstichtag 
fällig sind, gelten vorbehaltlich der Paragraphen 74 und 75 als langfristige finanzielle Verbindlichkeiten. 
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liabilities include trade and other payables. Information on the expected date of recovery of non-monetary 
assets such as inventories and expected date of settlement for liabilities such as provisions is also useful, 
whether assets and liabilities are classified as current or as non-current. For example, an entity discloses the 
amount of inventories that are expected to be recovered more than twelve months after the reporting period. 
 
 
 
 
 

Current assets 
 

An entity shall classify an asset as current when: 
(a) it expects to realise the asset, or intends to sell or consume it, in its normal operating cycle; 
(b) it holds the asset primarily for the purpose of trading; 
(c) it expects to realise the asset within twelve months after the reporting period; or 
(d) the asset is cash or a cash equivalent (as defined in IAS 7) unless the asset is restricted from being 

exchanged or used to settle a liability for at least twelve months after the reporting period. 
An entity shall classify all other assets as non-current. 
 
 
 
 

This Standard uses the term _non-current’ to include tangible, intangible and financial assets of a long-term 
nature. It does not prohibit the use of alternative descriptions as long as the meaning is clear. 
 

 
The operating cycle of an entity is the time between the acquisition of assets for processing and their realisa- 
tion in cash or cash equivalents. When the entity’s normal operating cycle is not clearly identifiable, it is 
assumed to be 12 months. Current assets include assets (such as inventories and trade receivables) that are 
sold, consumed or realised as part of the normal operating cycle even when they are not expected to be realised 
within 12 months after the reporting period. Current assets also include assets held primarily for the 
purpose of trading (examples include some financial assets classified as held for trading in accordance with 
IAS 39) and the current portion of non-current financial assets. 
 
 
 

Current liabilities 
 

An entity shall classify a liability as current when: 
(a) it expects to settle the liability in its normal operating cycle; 
(b) it holds the liability primarily for the purpos e of trading; 
(c) the liability is due to be settled within twelve months after the reporting period; or 
(d) it does not have an unconditional right to defer settlement of the liability for at least twelve months after the 

reporting period (see paragraph 73). Terms of a liability that could, at the option of the counterparty, result in 
its settlement by the issue of equity instruments do not affect its classification. 

An entity shall classify all other liabilities as non-current. 
 
 

Some current liabilities, such as trade payables and some accruals for employee and other operating costs, are 
part of the working capital used in the entity’s normal operating cycle. An entity classifies such operating 
items as current liabilities even if they are due to be settled more than twelve months after the reporting period. 
The same normal operating cycle applies to the classification of an entity’s assets and liabilities. When the 
entity’s normal operating cycle is not clearly identifiable, it is assumed to be twelve months. 
 

 
 
Other current liabilities are not settled as part of the normal operating cycle, but are due for settlement within 
12 months after the reporting period or held primarily for the purpose of trading. Examples are some financial 
liabilities classified as held for trading in accordance with IAS 39, bank overdrafts, and the current portion 
of non-current financial liabilities, dividends payable, income taxes and other non-trade payables. Financial 
liabilities that provide financing on a long-term basis (ie are not part of the working capital used in the 
entity’s normal operating cycle) and are not due for settlement within 12 months after the reporting period 
are non-current liabilities, subject to paragraphs 74 and 75. 
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Ein Unternehmen hat Folgendes anzugeben, wenn es nicht an anderer Stelle in Informationen angegeben 
wird, die zusammen mit dem Abschluss veröffentlicht werden: 
(a) den Sitz und die Rechtsform des Unternehmens, das Land, in dem es als juristische Person registriert ist, 

und die Adresse des eingetragenen Sitzes (oder des Hauptsitzes der Geschäftstätigkeit, wenn dieser vom 
eingetragenen Sitz abweicht); 

(b) eine Beschreibung der Art der Geschäftstätigkeit des Unternehmens und seiner Haupttätigkeiten; 
(c) den Namen des Mutterunternehmens und des obersten Mutterunternehmens der Unternehmensgruppe 

und 
(d) wenn seine Lebensdauer begrenzt ist, die Angabe der Lebensdauer. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRET ENS 
 
Dieser Standard ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen diesen Standard 
für eine frühere Berichtsperiode anwendet, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
Durch IAS 27 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 geänderten Fassung) wurde Paragraph 
106 geändert. Diese Änderung ist erstmals in der ersten Periode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 geänderten Fassung) 
auf eine frühere Berichtsperiode an, so hat es auf diese Periode auch die genannte Änderung anzuwenden. 
Diese Änderung ist rückwirkend anzuwenden. 
 
Durch Kündbare Finanzinstrumente und bei Liquidation entstehende Verpflichtungen (im Februar 2008 veröf- 
fentlichte Änderungen an IAS 32 und IAS 1) wurden der Paragraph 138 geändert und die Paragraphen 8A, 
80A und 136A eingefügt. Diese Änderungen sind erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach 
dem 1. Januar 2009 beginnen. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen 
auf eine frühere Periode an, so muss es dies angeben und gleichzeitig die verbundenen Änderungen an 
IAS 32, IAS 39, IFRS 7 und IFRIC 2 Geschäftsanteile an Genossenschaften und ähnliche Instrumente anwenden. 
 
Die Paragraphen 68 und 71 werden im Rahmen der Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 geändert. Diese 
Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diesen IFRS auf 
eine frühere Periode an, so ist dies anzugeben. 
 
Paragraph 69 wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
 

RÜCKNAHME VON IAS 1 (ÜBERARBEITET 2003) 
 
Der vorliegende Standard ersetzt IAS 1 Darstellung des Abschlusses (überarbeitet 2003) in der im Jahr 2005 
geänderten Fassung. 
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An entity shall disclose the following, if not disclosed elsewhere in information published with the financial 
statements: 
(a) the domicile and legal form of the entity, its country of incorporation and the address of its registered 

office (or principal place of business, if different from the registered office); 
(b) a description of the nature of the entity’s operations and its principal activities; 
(c) the name of the parent and the ultimate parent of the group; and 
(d) if it is a limited life entity, information regarding the length of its life. 
 
 
 

TRANSITION AND EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this Standard for annual periods beginning on or after 1 January 2009. Earlier applica- 
tion is permitted. If an entity adopts this Standard for an earlier period, it shall disclose that fact. 
 
 
IAS 27 (as amended by the International Accounting Standards Board in 2008) amended paragraph 106. An entity shall 
apply that amendment for annual periods beginning on or after 1 July 2009. If an entity applies 
IAS 27 (amended 2008) for an earlier period, the amendment shall be applied for that earlier period. The 
amendment shall be applied retrospectively. 
 
 
Puttable Financial Instruments and Obligations Arising on Liquidation (Amendments to IAS 32 and IAS 1), 
issued in February 2008, amended paragraph 138 and inserted paragraphs 8A, 80A and 136A. An entity shall 
apply those amendments for annual periods beginning on or after 1 January 2009. Earlier application is permitted. 
If an entity applies the amendments for an earlier period, it shall disclose that fact and apply the 
related amendments to IAS 32, IAS 39, IFRS 7 and IFRIC 2 Members’ Shares in Co-operative Entities and Similar 
Instruments at the same time. 
 
Paragraphs 68 and 71 were amended by Improvements to IFRSs issued in May 2008. An entity shall apply those 
amendments for annual periods beginning on or after 1 January 2009. Earlier application is permitted. If an 
entity applies the amendments for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 
Paragraph 69 was amended by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply that amendment for 
annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies the amendment for 
an earlier period it shall disclose that fact. 
 

WITHDRAWAL OF IAS 1 (REVISED 2003) 
 
This Standard supersedes IAS 1 Presentation of Financial Statements revised in 2003, as amended in 2005. 
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DARSTELLUNG DER KAPITALFLUSSRECHNUNG 
 

Die Kapitalflussrechnung hat Cashflows der Periode zu enthalten, die nach betrieblichen Tätigkeiten, 
Investitions- und Finanzierungstätigkeiten gegliedert werden. 
 
Ein Unternehmen stellt die Cashflows aus betrieblicher Tätigkeit, Investitions- und Finanzierungstätigkeit in 
einer Weise dar, die seiner jeweiligen Geschäftstätigkeit möglichst angemessen ist. Die Gliederung nach 
Tätigkeitsbereichen liefert Informationen, anhand derer die Adressaten die Auswirkungen dieser Tätigkeiten 
auf die Vermögens- und Finanzlage des Unternehmens und die Höhe der Zahlungsmittel und Zahlungsmitteläquivalente 
beurteilen können. Weiterhin können diese Informationen eingesetzt werden, um die 
Beziehungen zwischen diesen Tätigkeiten zu bewerten. 
 
Eine einziger Geschäftsvorfall umfasst unter Umständen Cashflows, die unterschiedlichen Tätigkeiten 
zuzurechnen sind. Wenn die Rückzahlung eines Darlehens beispielsweise sowohl Zinsen als auch Tilgung 
umfasst, kann der Zinsanteil unter Umständen als betriebliche Tätigkeit, der Tilgungsanteil als 
Finanzierungstätigkeit eingestuft werden. 
 
Betriebliche Tätigkeit 
 
Die Cashflows aus der betrieblichen Tätigkeit sind ein Schlüsselindikator dafür, in welchem Ausmaß es durch 
die Unternehmenstätigkeit gelungen ist, Zahlungsmittelüberschüsse zu erwirtschaften, die ausreichen, um 
Verbindlichkeiten zu tilgen, die Leistungsfähigkeit des Unternehmens zu erhalten, Dividenden zu zahlen und 
Investitionen zu tätigen, ohne dabei auf Quellen der Außenfinanzierung angewiesen zu sein. Informationen 
über die genauen Bestandteile der historischen Cashflows aus betrieblicher Tätigkeit sind in Verbindung mit 
anderen Informationen von Nutzen, um künftige Cashflows aus betrieblicher Tätigkeit zu prognostizieren. 
 
Cashflows aus der betrieblichen Tätigkeit stammen in erster Linie aus der erlöswirksamen Tätigkeit des 
Unternehmens. Daher resultieren sie im Allgemeinen aus Geschäftsvorfällen und anderen Ereignissen, die als 
Ertrag oder Aufwand das Periodenergebnis beeinflussen. Im Folgenden werden Beispiele für Cashflows aus 
der betrieblichen Tätigkeit angeführt: 
(a) Zahlungseingänge aus dem Verkauf von Gütern und der Erbringung von Dienstleistungen; 
(b) Zahlungseingänge aus Nutzungsentgelten, Honoraren, Provisionen und anderen Erlösen; 
(c) Auszahlungen an Lieferanten von Gütern und Dienstleistungen; 
(d) Auszahlungen an und für Beschäftigte; 
(e) Einzahlungen und Auszahlungen von Versicherungsunternehmen für Prämien, Schadensregulierungen, 

Leibrenten und andere Versicherungsleistungen; 
(f) Zahlungen oder Rückerstattungen von Ertragsteuern, es sei denn, die Zahlungen können der 

Finanzierungs- und Investitionstätigkeit zugeordnet werden; und 
(g) Einzahlungen und Auszahlungen für Handelsverträge. 
Einige Geschäftsvorfälle, wie der Verkauf eines Postens aus dem Anlagevermögen, führen zu einem Gewinn 
bzw. Verlust, der sich auf den Gewinn oder Verlust der Periode auswirkt. Die entsprechenden Cashflows sind 
jedoch Cashflows aus dem Bereich der Investitionstätigkeit. Einige Cash-Zahlungen zur Herstellung oder zum 
Erwerb von Vermögenswerten, die zur Weitervermietung und zum anschließenden Verkauf gehalten werden, 
so wie in Paragraph 68A von IAS 16 Sachanlagen beschrieben, sind Cashflows aus betrieblichen Tätigkeiten. 
Die Casheinnahmen aus Miete und anschließendem Verkauf dieser Vermögenswerte sind ebenfalls Cashflows 
aus betrieblichen Tätigkeiten. 
 
Ein Unternehmen hält unter Umständen Wertpapiere und Anleihen zu Handelszwecken. In diesem Fall 
ähneln diese Posten den zur Weiterveräußerung bestimmten Vorräten. Aus diesem Grund werden Cashflows 
aus dem Erwerb und Verkauf derartiger Wertpapiere als betriebliche Tätigkeit eingestuft. Ähnlich gelten von 
Finanzinstituten gewährte Kredite und Darlehen im Regelfall als betriebliche Tätigkeit, da sie mit der wesentlichen 
erlöswirksamen Tätigkeit dieses Unternehmens in Zusammenhang stehen. 
 
Investitionstätigkeit 
 
Die gesonderte Angabe der Cashflows aus der Investitionstätigkeit ist von Bedeutung, da die Cashflows das Ausmaß 
angeben, in dem Aufwendungen für Ressourcen getätigt wurden, die künftige Erträge und Cashflows erwirtschaften sollen. 
Lediglich Ausgaben, die in der Bilanz als Vermögenswert erfasst werden, können als Investitionstätigkeit eingestuft 
werden. Im Folgenden werden Beispiele für Cashflows aus Investitionstätigkeit angeführt: 
(a) Auszahlungen für die Beschaffung von Sachanlagen, immateriellen und anderen langfristigen Vermögenswerten. 

Hierzu zählen auch Auszahlungen für aktivierte Entwicklungskosten und für selbst erstellte 
Sachanlagen; 
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PRESENTATION OF A STATEMENT OF CASH FLOWS 
 
The statement of cash flows shall report cash flows during the period classified by operating, investing and 
financing activities. 
 
An entity presents its cash flows from operating, investing and financing activities in a manner which is most 
appropriate to its business. Classification by activity provides information that allows users to assess the 
impact of those activities on the financial position of the entity and the amount of its cash and cash equivalents. 
This information may also be used to evaluate the relationships among those activities. 
 
 
 
A single transaction may include cash flows that are classified differently. For example, when the cash repay- 
ment of a loan includes both interest and capital, the interest element may be classified as an operating activity 
and the capital element is classified as a financing activity. 
 
 
Operating activities 
 
The amount of cash flows arising from operating activities is a key indicator of the extent to which the opera- 
tions of the entity have generated sufficient cash flows to repay loans, maintain the operating capability of the 
entity, pay dividends and make new investments without recourse to external sources of financing. Information 
about the specific components of historical operating cash flows is useful, in conjunction with other 
information, in forecasting future operating cash flows. 
 
 
Cash flows from operating activities are primarily derived from the principal revenue-producing activities of 
the entity. Therefore, they generally result from the transactions and other events that enter into the determination 
of profit or loss. Examples of cash flows from operating activities are: 
(a) cash receipts from the sale of goods and the rendering of services; 
(b) cash receipts from royalties, fees, commissions and other revenue; 
(c) cash payments to suppliers for goods and services; 
(d) cash payments to and on behalf of employees; 
(e) cash receipts and cash payments of an insurance entity for premiums and claims, annuities and other 

policy benefits; 
(f) cash payments or refunds of income taxes unless they can be specifically identified with financing and 

investing activities; and 
(g) cash receipts and payments from contracts held for dealing or trading purposes. 
Some transactions, such as the sale of an item of plant, may give rise to a gain or loss that is included in 
recognised profit or loss. The cash flows relating to such transactions are cash flows from investing activities. 
However, cash payments to manufacture or acquire assets held for rental to others and subsequently held for 
sale as described in paragraph 68A of IAS 16 Property, Plant and Equipment are cash flows from operating 
activities. The cash receipts from rents and subsequent sales of such assets are also cash flows from operating 
activities. 
 
 
 
An entity may hold securities and loans for dealing or trading purposes, in which case they are similar to 
inventory acquired specifically for resale. Therefore, cash flows arising from the purchase and sale of dealing 
or trading securities are classified as operating activities. Similarly, cash advances and loans made by financial 
institutions are usually classified as operating activities since they relate to the main revenue-producing activity 
of that entity. 
 
Investing activities 
 
The separate disclosure of cash flows arising from investing activities is important because the cash flows represent the 
extent to which expenditures have been made for resources intended to generate future income and cash flows. Only 
expenditures that result in a recognised asset in the statement of financial position are eligible for classification as investing 
activities. Examples of cash flows arising from investing activities are: 
(a) cash payments to acquire property, plant and equipment, intangibles and other long-term assets. These 

payments include those relating to capitalised development costs and self-constructed property, plant and 
equipment; 
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Durch die gesonderte Angabe von Cashflows, die eine Erhöhung der Betriebskapazität darstellen, und Cashflows, 
die zur Erhaltung der Betriebskapazität erforderlich sind, kann der Adressat der Kapitalflussrechnung 
beurteilen, ob das Unternehmen geeignete Investitionen zur Erhaltung seiner Betriebskapazität vornimmt. 
Nimmt das Unternehmen nur unzureichende Investitionen zur Erhaltung seiner Betriebskapazität vor, 
schadet es unter Umständen der künftigen Rentabilität zu Gunsten der kurzfristigen Liquidität und der 
Ausschüttungen an Eigentümer. 
 
Die Angabe segmentierter Cashflows verhilft den Adressaten der Kapitalflussrechnung zu einem besseren 
Verständnis der Beziehung zwischen den Cashflows des Unternehmens als Ganzem und den Cashflows seiner 
Bestandteile sowie der Verfügbarkeit und Variabilität der segmentierten Cashflows. 
 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 
 
Dieser Standard ist erstmals auf Abschlüsse für Perioden anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 1994 
beginnen. 
 
Durch IAS 27 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 geänderten Fassung) wurden die 
Paragraphen 39–42 geändert und die Paragraphen 42A und 42B hinzugefügt. Diese Änderungen sind erstmals 
in der ersten Periode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet 
ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese 
Periode auch die genannten Änderungen anzuwenden. Diese Änderungen sind rückwirkend anzuwenden. 
 
Paragraph 14 wird im Rahmen der Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 geändert. Diese Änderungen sind 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen diese Änderungen vor dem 
1. Januar 2009 anwendet, hat es diese Tatsache anzugeben und Paragraph 68A von IAS 16 anzuwenden. 
 
Paragraph 16 wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahrs anzuwenden. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
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The separate disclosure of cash flows that represent increases in operating capacity and cash flows that are 
required to maintain operating capacity is useful in enabling the user to determine whether the entity is 
investing adequately in the maintenance of its operating capacity. An entity that does not invest adequately in 
the maintenance of its operating capacity may be prejudicing future profitability for the sake of current 
liquidity and distributions to owners. 
 
 
The disclosure of segmental cash flows enables users to obtain a better understanding of the relationship 
between the cash flows of the business as a whole and those of its component parts and the availability and 
variability of segmental cash flows. 
 

EFFECTIVE DATE 
 
This standard becomes operative for financial statements covering periods beginning on or after 1 January 
1994. 
 
IAS 27 (as amended by the International Accounting Standards Board in 2008) amended paragraphs 39—42 
and added paragraphs 42A and 42B. An entity shall apply those amendments for annual periods beginning on 
or after 1 July 2009. If an entity applies IAS 27 (amended 2008) for an earlier period, the amendments shall be 
applied for that earlier period. The amendments shall be applied retrospectively. 
 
 
Paragraph 14 was amended by Improvements to IFRSs issued in May 2008. An entity shall apply that amend- 
ment for annual periods beginning on or after 1 January 2009. Earlier application is permitted. If an entity 
applies the amendment for an earlier period it shall disclose that fact and apply paragraph 68A of IAS 16. 
 
 
Paragraph 16 was amended by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply that amendment for 
annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies the amendment for 
an earlier period it shall disclose that fact. 
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Da die Transaktion zwischen einem Leasinggeber und einem Leasingnehmer auf einer zwischen ihnen 
geschlossenen Leasingvereinbarung basiert, ist die Verwendung einheitlicher Definitionen angemessen. Die 
Anwendung dieser Definitionen auf die unterschiedlichen Verhältnisse des Leasinggebers und Leasingnehmers 
kann dazu führen, dass sie dasselbe Leasingverhältnis unterschiedlich einstufen. Dies kann beispielsweise der 
Fall sein, wenn eine vom Leasingnehmer unabhängige Partei eine Restwertgarantie zugunsten des 
Leasinggebers einräumt. 
 

Ob es sich bei einem Leasingverhältnis um ein Finanzierungsleasing oder um ein Operating-Leasingverhältnis 
handelt, hängt eher von dem wirtschaftlichen Gehalt der Vereinbarung als von einer bestimmten formalen 
Vertragsform ab.1 Beispiele für Situationen, die für sich genommen oder in Kombination normalerweise zur 
Einstufung eines Leasingverhältnisses als Finanzierungsleasing führen würden, sind 
(a) am Ende der Laufzeit des Leasingverhältnisses wird dem Leasingnehmer das Eigentum an dem Vermögenswert 

übertragen; 
(b) der Leasingnehmer hat die Kaufoption, den Vermögenswert zu einem Preis zu erwerben, der 

erwartungsgemäß deutlich niedriger als der zum möglichen Optionsausübungszeitpunkt beizulegende 
Zeitwert des Vermögenswerts ist, so dass zu Beginn des Leasingverhältnisses hinreichend sicher ist, dass 
die Option ausgeübt wird; 

(c) die Laufzeit des Leasingverhältnisses umfasst den überwiegenden Teil der wirtschaftlichen Nutzungsdauer 
des Vermögenswerts, auch wenn das Eigentumsrecht nicht übertragen wird; 

(d) zu Beginn des Leasingverhältnisses entspricht der Barwert der Mindestleasingzahlungen im Wesentlichen 
mindestens dem beizulegenden Zeitwert des Leasinggegenstands; und 

(e) die Leasinggegenstände haben eine spezielle Beschaffenheit, so dass sie ohne wesentliche Veränderungen 
nur vom Leasingnehmer genutzt werden können. 

 

Indikatoren für Situationen, die für sich genommen oder in Kombination mit anderen auch zu einem 
Leasingverhältnis führen könnten, das als Finanzierungsleasing eingestuft wird, sind: 
(a) wenn der Leasingnehmer das Leasingverhältnis auflösen kann, werden die Verluste des Leasinggebers in 

Verbindung mit der Auflösung vom Leasingnehmer getragen; 
(b) Gewinne oder Verluste, die durch Schwankungen des beizulegenden Zeitwerts des Restwerts entstehen, 

fallen dem Leasingnehmer zu (beispielsweise in Form einer Mietrückerstattung, die einem Großteil des 
Verkaufserlöses am Ende des Leasingverhältnisses entspricht); und 

(c) der Leasingnehmer hat die Möglichkeit, das Leasingverhältnis für eine zweite Mietperiode zu einer Miete 
fortzuführen, die wesentlich niedriger als die marktübliche Miete ist. 

 

Die Beispiele und Indikatoren in den Paragraphen 10 und 11 sind nicht immer schlüssig. Wenn aus anderen 
Merkmalen klar hervorgeht, dass ein Leasingverhältnis nicht im Wesentlichen alle Risiken und Chancen, die 
mit Eigentum verbunden sind, überträgt, wird es als Operating-Leasingverhältnis eingestuft. Dies kann 
beispielsweise der Fall sein, wenn das Eigentum an dem Vermögenswert am Ende des Leasingverhältnisses 
gegen eine variable Zahlung in der Höhe des jeweils beizulegenden Zeitwerts übertragen wird oder wenn 
Eventualmietzahlungen dazu führen, dass nicht im Wesentlichen alle derartigen Risiken und Chancen auf den 
Leasingnehmer übergehen. 
 

Die Leasingeinstufung wird zu Beginn des Leasingverhältnisses vorgenommen.Wenn sich Leasingnehmer und 
Leasinggeber zu einem bestimmten Zeitpunkt darüber einig sind, die Bestimmungen des Leasingverhältnisses 
zu ändern, ohne dass das Leasingverhältnis neu abgeschlossen wird, und dies auf eine Art und Weise 
geschieht, die, wären die Bedingungen zu Beginn des Leasingverhältnisses bereits vorhanden gewesen, zu einer 
anderen Einstufung des Leasingverhältnisses gemäß den Kriterien der Paragraphen 7–12 geführt hätte, wird 
die geänderte Vereinbarung als eine neue Vereinbarung über deren Laufzeit betrachtet. Änderungen von 
Schätzungen (beispielsweise Änderungen einer Schätzung der wirtschaftlichen Nutzungsdauer oder des 
Restwertes des Leasingobjekts) oder Veränderungen von Sachverhalten (beispielsweise Zahlungsverzug des 
Leasingnehmers) geben allerdings keinen Anlass für eine neue Einstufung des Leasingverhältnisses für 
Rechnungslegungszwecke. 
 

[gestrichen] 
 

[gestrichen] 
 

Umfasst ein Leasingverhältnis sowohl Grundstücks- als auch Gebäudekomponenten, stuft ein Unternehmen jede 
Komponente gemäß den Paragraphen 7-13 entweder als Finanzierungsleasing oder als Operating-Leasingverhältnis ein. Bei 
der Einstufung der Grundstückskomponente als Operating-Leasingverhältnis oder als Finanzierungsleasing muss unbedingt 
berücksichtigt werden, dass Grundstücke in der Regel eine unbegrenzte wirtschaftliche Nutzungsdauer haben. 
 

                                                 
1 Siehe auch SIC-27 Beurteilung des wirtschaftlichen Gehalts von Transaktionen in der rechtlichen Form von Leasingverhältnissen. 
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Because the transaction between a lessor and a lessee is based on a lease agreement between them, it is appro- 
priate to use consistent definitions. The application of these definitions to the differing circumstances of the 
lessor and lessee may result in the same lease being classified differently by them. For example, this may be the 
case if the lessor benefits from a residual value guarantee provided by a party unrelated to the lessee. 
 
 
 

Whether a lease is a finance lease or an operating lease depends on the substance of the transaction rather 
than the form of the contract1. Examples of situations that individually or in combination would normally 
lead to a lease being classified as a finance lease are: 
(a) the lease transfers ownership of the asset to the lessee by the end of the lease term; 
(b) the lessee has the option to purchase the asset at a price that is expected to be sufficiently lower than the 

fair value at the date the option becomes exercisable for it to be reasonably certain, at the inception of the 
lease, that the option will be exercised; 

(c) the lease term is for the major part of the economic life of the asset even if title is not transferred; 
(d) at the inception of the lease the present value of the minimum lease payments amounts to at least substantially 

all of the fair value of the leased asset; and 
(e) the leased assets are of such a specialised nature that only the lessee can use them without major modifications. 
 
 
 
 
 
 

Indicators of situations that individually or in combination could also lead to a lease being classified as a 
finance lease are: 
(a) if the lessee can cancel the lease, the lessor’s losses associated with the cancellation are borne by the lessee; 
(b) gains or losses from the fluctuation in the fair value of the residual accrue to the lessee (for example, in 

the form of a rent rebate equalling most of the sales proceeds at the end of the lease); and 
(c) the lessee has the ability to continue the lease for a secondary period at a rent that is substantially lower 

than market rent. 
 
 
 

The examples and indicators in paragraphs 10 and 11 are not always conclusive. If it is clear from other fea- 
tures that the lease does not transfer substantially all risks and rewards incidental to ownership, the lease is 
classified as an operating lease. For example, this may be the case if ownership of the asset transfers at the end 
of the lease for a variable payment equal to its then fair value, or if there are contingent rents, as a result of 
which the lessee does not have substantially all such risks and rewards. 
 
 
 

Lease classification is made at the inception of the lease. If at any time the lessee and the lessor agree to change 
the provisions of the lease, other than by renewing the lease, in a manner that would have resulted in a different 
classification of the lease under the criteria in paragraphs 7—12 if the changed terms had been in effect at 
the inception of the lease, the revised agreement is regarded as a new agreement over its term. However, 
changes in estimates (for example, changes in estimates of the economic life or of the residual value of the 
leased property), or changes in circumstances (for example, default by the lessee), do not give rise to a new 
classification of a lease for accounting purposes. 
 
 
 
 

[Deleted] 
 

[Deleted] 
 

When a lease includes both land and buildings elements, an entity assesses the classification of each element as a finance or 
an operating lease separately in accordance with paragraphs 7–13. In determining whether the land element is an operating 
or a finance lease, an important consideration is that land normally has an indefinite economic life. 
 

                                                 
1 See also SIC-27 Evaluating the substance of transactions involving the legal form of a lease. 
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Liegt bei einem Operating-Leasingverhältnis der beizulegende Zeitwert zum Zeitpunkt der Sale-andleaseback- 
Transaktion unter dem Buchwert des Vermögenswerts, so ist ein Verlust in Höhe der Differenz 
zwischen dem Buchwert und dem beizulegenden Zeitwert sofort zu erfassen. 
 
Beim Finanzierungsleasing ist eine solche Korrektur nicht notwendig, es sei denn, es handelt sich um eine 
Wertminderung. In diesem Fall wird der Buchwert gemäß IAS 36 auf den erzielbaren Betrag reduziert. 
 
Angabepflichten für Leasingnehmer und Leasinggeber sind genauso auf Sale-and-leaseback-Transaktionen 
anzuwenden. Die erforderliche Beschreibung der wesentlichen Leasingvereinbarungen führt zu der Angabe 
von einzigartigen oder ungewöhnlichen Bestimmungen des Vertrags oder der Bedingungen der Sale-andleaseback- 
Transaktionen. 
 
Auf Sale-and-leaseback-Transaktionen können die getrennten Angabekriterien in IAS 1 Darstellung des 
Abschlusses zutreffen. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 
 
Entsprechend Paragraph 68 wird eine retrospektive Anwendung dieses Standards empfohlen, aber nicht 
vorgeschrieben. Falls der Standard nicht retrospektiv angewandt wird, wird der Saldo eines jeden vorher existierenden 
Finanzierungs-Leasingverhältnisses als vom Leasinggeber zutreffend bestimmt angesehen und ist 
danach in Übereinstimmung mit den Vorschriften dieses Standards zu bilanzieren. 
 
Ein Unternehmen, das bisher IAS 17 (überarbeitet 1997) angewandt hat, hat die mit diesem Standard 
vorgenommenen Änderungen entweder retrospektiv auf alle Leasingverhältnisse oder, bei keiner 
retrospektiven Anwendung von IAS 17 (überarbeitet 1997), auf alle Leasingverhältnisse anzuwenden, die seit 
der erstmaligen Anwendung dieses Standards abgeschlossen wurden. 
 
Ein Unternehmen muss die Einstufung der Grundstückskomponenten noch nicht abgelaufener Leasingverhältnisse 
zu dem Zeitpunkt, an dem es die in Paragraph 69A genannten Änderungen anwendet, neu beurteilen, und zwar auf 
der Grundlage von Informationen, die zu Beginn dieser Leasingverhältnisse vorlagen. Ein neu als 
Finanzierungsleasing eingestuftes Leasingverhältnis ist retrospektiv gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, 
Änderungen von rechnungslegungsbezogenen Schätzungen und Fehler zu erfassen. Verfügt das Unternehmen jedoch 
nicht über die Informationen, die zur retrospektiven Anwendung der Änderungen erforderlich sind, dann 
(a) wendet es auf diese Leasingverhältnisse die Änderungen auf der Grundlage von Fakten und Umständen an, die 

zum Zeitpunkt der Anwendung der Änderungen bestanden, und 
(b) setzt es die Vermögenswerte und Schulden eines Grundstücksleasingverhältnisses, das nun als Finan-

zierungsleasing eingestuft wurde, auf der Grundlage der zu dem Zeitpunkt gültigen beizulegenden Zeitwerte 
an. Jegliche Differenz zwischen diesen beizulegenden Zeitwerten ist in den Gewinnrücklagen zu erfassen. 

 
ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 

 
Dieser Standard ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2005 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen diesen Standard 
für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Januar 2005 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
Die Paragraphen 14 und 15 wurden gestrichen. Die Paragraphen 15A und 68A wurden als Teil der Verbesserungen der 
IFRS vom April 2009 aufgenommen. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 
2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahrs anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein 
Unternehmen die Änderungen für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
 

RÜCKNAHME VON IAS 17 (ÜBERARBEITET 1997) 
 
Der vorliegende Standard ersetzt IAS 17 Leasingverhältnisse (überarbeitet 1997). 
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For operating leases, if the fair value at the time of a sale and leaseback transaction is less than the carrying 
amount of the asset, a loss equal to the amount of the difference between the carrying amount and fair value 
shall be recognised immediately. 
 
For finance leases, no such adjustment is necessary unless there has been an impairment in value, in which 
case the carrying amount is reduced to recoverable amount in accordance with IAS 36. 
 
Disclosure requirements for lessees and lessors apply equally to sale and leaseback transactions. The required 
description of material leasing arrangements leads to disclosure of unique or unusual provisions of the agreement 
or terms of the sale and leaseback transactions. 
 
 
Sale and leaseback transactions may trigger the separate disclosure criteria in IAS 1 Presentation of financial 
statements. 
 

TRANSITIONAL PROVISIONS 
 
Subject to paragraph 68, retrospective application of this standard is encouraged but not required. If the stan- 
dard is not applied retrospectively, the balance of any pre-existing finance lease is deemed to have been properly 
determined by the lessor and shall be accounted for thereafter in accordance with the provisions of this 
standard. 
 
An entity that has previously applied IAS 17 (revised 1997) shall apply the amendments made by this standard 
retrospectively for all leases or, if IAS 17 (revised 1997) was not applied retrospectively, for all leases entered 
into since it first applied that standard. 
 
 
An entity shall reassess the classification of land elements of unexpired leases at the date it adopts the amendments 
referred to in paragraph 69A on the basis of information existing at the inception of those leases. It shall recognise a 
lease newly classified as a finance lease retrospectively in accordance with IAS 8 Accounting Policies, Changes in 
Accounting Estimates and Errors. However, if an entity does not have the information necessary to apply the 
amendments retrospectively, it shall: 
(a) apply the amendments to those leases on the basis of the facts and circumstances existing on the date it adopts 

the amendments; and 
(b) recognise the asset and liability related to a land lease newly classified as a finance lease at their fair values on 

that date; any difference between those fair values is recognised in retained earnings. 
 
 
 

EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this standard for annual periods beginning on or after 1 January 2005. Earlier applica- 
tion is encouraged. If an entity applies this standard for a period beginning before 1 January 2005, it shall 
disclose that fact. 
 
Paragraphs 14 and 15 were deleted, and paragraphs 15A and 68A were added as part of Improvements to IFRSs issued in 
April 2009. An entity shall apply those amendments for annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier 
application is permitted. If an entity applies the amendments for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 

WITHDRAWAL OF IAS 17 (REVISED 1997) 
 
This standard supersedes IAS 17 Leases (revised in 1997). 
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Aus praktischen Gründen wird der erzielbare Betrag einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit manchmal 
nach Berücksichtigung der Vermögenswerte bestimmt, die nicht Teil der zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
sind (beispielsweise Forderungen oder anderes Finanzvermögen) oder bereits erfasste Schulden (beispielsweise 
Verbindlichkeiten, Pensionen und andere Rückstellungen). In diesen Fällen wird der Buchwert der zahlungs- 
mittelgenerierenden Einheit um den Buchwert solcher Vermögenswerte erhöht und um den Buchwert solcher 
Schulden vermindert. 
 
Geschäfts- oder Firmenwert 
 
Zuordnung von Geschäfts- oder Firmenwert zu zahlungsmittelgenerierenden Einheiten 
 
Zum Zweck der Überprüfung auf eine Wertminderung muss ein Geschäfts- oder Firmenwert, der bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben wurde, vom Übernahmetag an jeder der zahlungsmittelgenerierenden 
Einheiten bzw. Gruppen von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten des erwerbenden Unternehmens, die aus den 
Synergien des Zusammenschlusses Nutzen ziehen sollen, zugeordnet werden, unabhängig davon, ob andere 
Vermögenswerte oder Schulden des erwerbenden Unternehmens diesen Einheiten oder Gruppen von Einheiten 
bereits zugewiesen worden sind. Jede Einheit oder Gruppe von Einheiten, zu der der Geschäfts- oder Firmenwert so 
zugeordnet worden ist, 
(a) hat die niedrigste Ebene innerhalb des Unternehmens darzustellen, auf der der Geschäfts- oder Firmenwert 

für interne Managementzwecke überwacht wird; und 
(b) darf nicht größer sein als ein Geschäftssegment, wie es gemäß Paragraph 5 des IFRS 8 Geschäftssegmente vor 

der Zusammenfassung der Segmente festgelegt ist. 
 
Der bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbene Geschäfts- oder Firmenwert ist ein Vermögenswert, 
der den künftigen wirtschaftlichen Nutzen anderer bei dem Unternehmenszusammenschluss erworbener 
Vermögenswerte darstellt, die nicht einzeln identifiziert und getrennt erfasst werden können. Der Geschäftsoder 
Firmenwert erzeugt keine Cashflows, die unabhängig von anderen Vermögenswerten oder Gruppen von 
Vermögenswerten sind, und trägt oft zu den Cashflows von mehreren zahlungsmittelgenerierenden Einheiten 
bei. Manchmal kann ein Geschäfts oder Firmenwert nicht ohne Willkür einzelnen zahlungsmittelgenerierenden 
Einheiten sondern nur Gruppen von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten zugeordnet werden. Daraus 
folgt, dass die niedrigste Ebene innerhalb der Einheit, auf der der Geschäfts- oder Firmenwert für interne 
Managementzwecke überwacht wird, manchmal mehrere zahlungsmittelgenerierende Einheiten, auf die sich 
der Geschäfts- oder Firmenwert zwar bezieht, zu denen er jedoch nicht zugeordnet werden kann, umfasst. Die 
in den Paragraphen 83–99 und Anhang C aufgeführten Verweise auf zahlungsmittelgenerierende Einheiten, 
denen ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet ist, sind ebenso als Verweise auf Gruppen von zahlungsmit- 
telgenerierenden Einheiten, denen ein Geschäfts- oder Firmenwert zugeordnet ist, zu verstehen. 
 
Die Anwendung der Anforderungen in Paragraph 80 führt dazu, dass der Geschäfts- oder Firmenwert auf 
einer Ebene auf eine Wertminderung überprüft wird, die die Art und Weise der Führung der 
Geschäftstätigkeit der Einheit widerspiegelt, mit der der Geschäfts- oder Firmenwert natürlich verbunden 
wäre. Die Entwicklung zusätzlicher Berichtssysteme ist daher selbstverständlich nicht erforderlich. 
 
Eine zahlungsmittelgenerierende Einheit, zu der ein Geschäfts- oder Firmenwert zwecks Überprüfung auf eine 
Wertminderung zugeordnet ist, fällt eventuell nicht mit der Einheit zusammen, zu der der Geschäfts- oder 
Firmenwert gemäß IAS 21 Auswirkungen von Wechselkursänderungen für die Bewertung von 
Währungsgewinnen/-verlusten zugeordnet ist. Wenn IAS 21 von einer Einheit beispielsweise verlangt, dass der 
Geschäfts- oder Firmenwert für die Bewertung von Fremdwährungsgewinnen und -verlusten einer relativ 
niedrigen Ebene zugeordnet wird, wird damit nicht verlangt, dass die Überprüfung auf eine Wertminderung 
des Geschäfts- oder Firmenwerts auf der selben Ebene zu erfolgen hat, es sei denn, der Geschäfts- oder 
Firmenwert wird auch auf dieser Ebene für interne Managementzwecke überwacht. 
 
Wenn die erstmalige Zuordnung eines bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbenen Geschäftsoder 
Firmenwerts nicht vor Ende der jährlichen Periode, in der der Unternehmenszusammenschluss stattfand, 
erfolgen kann, muss die erstmalige Zuordnung vor dem Ende der ersten jährlichen Periode, die nach dem 
Erwerbsdatum beginnt, erfolgt sein. 
 
Wenn die erstmalige Bilanzierung für einen Unternehmenszusammenschluss am Ende der Periode, in der der 
Zusammenschluss stattfand, nur vorläufig festgestellt werden kann, hat der Erwerber gemäß IFRS 3 
Unternehmenszusammenschlüsse: 
(a) mit jenen vorläufigen Werten die Bilanz für den Zusammenschluss zu erstellen; und 
(b) die Berichtigungen dieser vorläufigen Werte als Fertigstellung der ersten Bilanzierung innerhalb des 

Bewertungszeitraums, der zwölf Monate nach dem Erwerbsdatum nicht überschreiten darf, zu erfassen. 
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For practical reasons, the recoverable amount of a cash-generating unit is sometimes determined after consid- 
eration of assets that are not part of the cash-generating unit (for example, receivables or other financial 
assets) or liabilities that have been recognised (for example, payables, pensions and other provisions). In such 
cases, the carrying amount of the cash-generating unit is increased by the carrying amount of those assets and 
decreased by the carrying amount of those liabilities. 
 
 
Goodwill 
 
Allocating goodwill to cash-generating units 
 
For the purpose of impairment testing, goodwill acquired in a business combination shall, from the acquisition date, 
be allocated to each of the acquirer’s cash-generating units, or groups of cash-generating units, that is expected to 
benefit from the synergies of the combination, irrespective of whether other assets or liabilities of the acquiree are 
assigned to those units or groups of units. Each unit or group of units to which the goodwill is so allocated shall: 
(a) represent the lowest level within the entity at which the goodwill is monitored for internal management 

purposes; and 
(b) not be larger than an operating segment as defined by paragraph 5 of IFRS 8 Operating Segments before 

aggregation. 
 
 
 
 
Goodwill recognised in a business combination is an asset representing the future economic benefits arising 
from other assets acquired in a business combination that are not individually identified and separately recognised. 
Goodwill does not generate cash flows independently of other assets or groups of assets, and often contributes 
to the cash flows of multiple cash-generating units. Goodwill sometimes cannot be allocated on a 
non-arbitrary basis to individual cash-generating units, but only to groups of cash-generating units. As a 
result, the lowest level within the entity at which the goodwill is monitored for internal management purposes 
sometimes comprises a number of cash-generating units to which the goodwill relates, but to which it cannot 
be allocated. References in paragraphs 83—99 and Appendix C to a cash-generating unit to which goodwill is 
allocated should be read as references also to a group of cash-generating units to which goodwill is allocated. 
 
 
 
 
 
Applying the requirements in paragraph 80 results in goodwill being tested for impairment at a level that 
reflects the way an entity manages its operations and with which the goodwill would naturally be associated. 
Therefore, the development of additional reporting systems is typically not necessary. 
 
 
A cash-generating unit to which goodwill is allocated for the purpose of impairment testing may not coincide 
with the level at which goodwill is allocated in accordance with IAS 21 The effects of changes in foreign exchange 
rates for the purpose of measuring foreign currency gains and losses. For example, if an entity is required by 
IAS 21 to allocate goodwill to relatively low levels for the purpose of measuring foreign currency gains and 
losses, it is not required to test the goodwill for impairment at that same level unless it also monitors the 
goodwill at that level for internal management purposes. 
 
 
 
If the initial allocation of goodwill acquired in a business combination cannot be completed before the end of 
the annual period in which the business combination is effected, that initial allocation shall be completed 
before the end of the first annual period beginning after the acquisition date. 
 
 
In accordance with IFRS 3 Business Combinations, if the initial accounting for a business combination can be 
determined only provisionally by the end of the period in which the combination is effected, the acquirer: 
(a) accounts for the combination using those provisional values; and 
(b) recognises any adjustments to those provisional values as a result of completing the initial accounting 

within the measurement period, which shall not exceed twelve months from the acquisition date. 
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Die jüngste ausführliche Berechnung des erzielbaren Betrags einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
(Gruppe von Einheiten), der in einer vorhergehenden Periode ermittelt wurde, kann gemäß Paragraph 24 
oder 99 vorgetragen werden und für die Überprüfung dieser Einheit (Gruppe von Einheiten) auf eine 
Wertminderung in der aktuellen Periode benutzt werden, vorausgesetzt, dass bestimmte Kriterien erfüllt sind. 
Ist dies der Fall, beziehen sich die Informationen für diese Einheit (Gruppe von Einheiten), die in den von 
den Paragraphen 134 und 135 verlangten Angaben eingegliedert sind, auf die Berechnung für den Vortrag des 
erzielbaren Betrags. 
 
Das erläuternde Beispiel 9 veranschaulicht die von den Paragraphen 134 und 135 geforderten Angaben. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRET ENS 
 
[gestrichen] 
 
Ein Unternehmen hat diesen Standard anzuwenden: 
(a) auf einen Geschäfts- oder Firmenwert und immaterielle Vermögenswerte, die bei 

Unternehmenszusammenschlüssen, für die das Datum des Vertragsabschlusses am oder nach dem 31. 
März 2004 liegt, erworben worden sind; und 

(b) prospektiv auf alle anderen Vermögenswerte vom Beginn der ersten jährlichen Periode, die am oder 
nach dem 31. März 2004 beginnt. 

 
Unternehmen, auf die der Paragraph 139 anwendbar ist, wird empfohlen, diesen Standard vor dem in 
Paragraph 139 spezifizierten Zeitpunkt des Inkrafttretens anzuwenden. Wenn ein Unternehmen diesen Standard 
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens anwendet, hat es gleichzeitig IFRS 3 und IAS 38 (überarbeitet 
2004) anzuwenden. 
 
Infolge des IAS 1 Darstellung des Abschlusses (überarbeitet 2007) wurde die in allen IFRS verwendete 
Terminologie geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 61, 120, 126 und 129 geändert. Diese Änderungen 
sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden.Wird IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode angewandt, sind diese Änderungen entsprechend 
auch anzuwenden. 
 
Durch IFRS 3 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 überarbeiteten Fassung) wurden 
die Paragraphen 65, 81, 85 und 139 geändert; die Paragraphen 91–95 sowie 138 gestrichen und Anhang C 
hinzugefügt. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder 
danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IFRS 3 (in der 2008 
geänderten Fassung) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese Änderungen 
anzuwenden. 
 
Paragraph 134 (e) wird im Rahmen der Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 geändert. Diese Änderungen 
sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderung auf eine frühere 
Periode an, so ist dies anzugeben. 
 
Anschaffungskosten von Anteilen an Tochterunternehmen, gemeinschaftlich geführten Unternehmen oder 
assoziierten Unternehmen (Änderungen zu IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting 
Standards und IAS 27), herausgegeben im Mai 2008; Paragraph 12 (h) wurde hinzugefügt. Diese 
Änderung ist prospektiv in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die damit 
verbundenen Änderungen in den Paragraphen 4 und 38A des IAS 27 auf eine frühere Periode an, so ist 
gleichzeitig die Änderung des Paragraphen 12 (h) anzuwenden. 
 
Paragraph 80b wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahres prospektiv anzuwenden. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies 
anzugeben. 
 

RÜCKNAHME VON IAS 36 (HERAUSGEGEBEN 1998) 
 
Dieser Standard ersetzt IAS 36 Wertminderung von Vermögenswerten (herausgegeben 1998). 
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The most recent detailed calculation made in a preceding period of the recoverable amount of a cash-generat- 
ing unit (group of units) may, in accordance with paragraph 24 or 99, be carried forward and used in the 
impairment test for that unit (group of units) in the current period provided specified criteria are met. When 
this is the case, the information for that unit (group of units) that is incorporated into the disclosures 
required by paragraphs 134 and 135 relate to the carried forward calculation of recoverable amount. 
 
 
 
Illustrative Example 9 illustrates the disclosures required by paragraphs 134 and 135. 
 

TRANSITIONAL PROVISIONS AND EFFECTIVE DATE 
 
[deleted] 
 
An entity shall apply this standard: 
(a) to goodwill and intangible assets acquired in business combinations for which the agreement date is 

on or after 31 March 2004; and 
(b) to all other assets prospectively from the beginning of the first annual period beginning on or after 

31 March 2004. 
 
 
Entities to which paragraph 139 applies are encouraged to apply the requirements of this standard before the 
effective dates specified in paragraph 139. However, if an entity applies this standard before those effective 
dates, it also shall apply IFRS 3 and IAS 38 (as revised in 2004) at the same time. 
 
 
IAS 1 Presentation of Financial Statements (as revised in 2007) amended the terminology used throughout 
IFRSs. In addition it amended paragraphs 61, 120, 126 and 129. An entity shall apply those amendments for 
annual periods beginning on or after 1 January 2009. If an entity applies IAS 1 (revised 2007) for an earlier 
period, the amendments shall be applied for that earlier period. 
 
 
IFRS 3 (as revised by the International Accounting Standards Board in 2008) amended paragraphs 65, 81, 
85 and 139; deleted paragraphs 91–95 and 138 and added Appendix C. An entity shall apply those amendments 
for annual periods beginning on or after 1 July 2009. If an entity applies IFRS 3 (revised 2008) for 
an earlier period, the amendments shall also be applied for that earlier period. 
 
 
 
Paragraph 134 (e) was amended by Improvements to IFRSs issued in May 2008. An entity shall apply that 
amendment for annual periods beginning on or after 1 January 2009. Earlier application is permitted. If an 
entity applies the amendment for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 
Cost of an Investment in a Subsidiary, Jointly Controlled Entity or Associate (Amendments to IFRS 1 First-time 
Adoption of International Financial Reporting Standards and IAS 27), issued in May 2008, added paragraph 
12 (h). An entity shall apply that amendment prospectively for annual periods beginning on or after 1 January 
2009. Earlier application is permitted. If an entity applies the related amendments in paragraphs 4 and 
38A of IAS 27 for an earlier period, it shall apply the amendment in paragraph 12 (h) at the same time. 
 
 
 
Improvements to IFRSs issued in April 2009 amended paragraph 80 (b). An entity shall apply that amendment 
prospectively for annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies 
the amendment for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 

WITHDRAWAL OF IAS 36 (ISSUED 1998) 
 
This standard supersedes IAS 36 Impairment of assets (issued in 1998). 
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Erwerb im Rahmen eines Unternehmenszusammenschlusses 
 
Wenn ein immaterieller Vermögenswert gemäß IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben wird, entsprechen die Anschaffungskosten dieses immateriellen 
Vermögenswerts seinem beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt. Der beizulegende Zeitwert eines immateriellen 
Vermögenswerts wird die Markterwartungen über die Wahrscheinlichkeit widerspiegeln, dass der 
erwartete künftige wirtschaftliche Nutzen aus dem Vermögenswert dem Unternehmen zufließen wird. Mit 
anderen Worten: das Unternehmen erwartet, dass ein Zufluss von wirtschaftlichem Nutzen entsteht, selbst 
wenn der Zeitpunkt oder die Höhe des Zuflusses unsicher sind. Das Ansatzkriterium aus Paragraph 21 (a) 
über die Wahrscheinlichkeit wird für immaterielle Vermögenswerte, die bei 
Unternehmenszusammenschlüssen erworben wurden, stets als erfüllt angesehen. Wenn ein bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworbener Vermögenswert separierbar ist oder aus vertraglichen oder 
anderen gesetzlichen Rechten entsteht, gibt es genügend Informationen, um diesen Vermögenswert verlässlich 
zum beizulegenden Zeitwert zu bestimmen. Somit wird das verlässliche Bewertungskriterium aus Paragraph 
21 (b) über die Wahrscheinlichkeit für immaterielle Vermögenswerte, die bei 
Unternehmenszusammenschlüssen erworben wurden, stets als erfüllt angesehen. 
 
Gemäß diesem Standard und IFRS 3 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 
überarbeiteten Fassung) setzt ein Erwerber den immateriellen Vermögenswert des erworbenen Unternehmens 
zum Erwerbszeitpunkt separat vom Geschäfts- oder Firmenwert an, unabhängig davon, ob der Vermögenswert 
vor dem Unternehmenszusammenschluss vom erworbenen Unternehmen angesetzt wurde. Das 
bedeutet, dass der Erwerber ein aktives Forschungs- und Entwicklungsprojekt des erworbenen Unternehmens 
als einen vom Geschäfts- oder Firmenwert getrennten Vermögenswert ansetzt, wenn das Projekt die Definition 
eines immateriellen Vermögenswerts erfüllt. Ein laufendes Forschungs- und Entwicklungsprojekt eines 
erworbenen Unternehmens erfüllt die Definitionen eines immateriellen Vermögenswerts, wenn es: 
(a) die Definitionen eines Vermögenswerts erfüllt; und 
(b) identifizierbar ist, d. h. wenn es separierbar ist oder aus vertraglichen oder gesetzlichen Rechten entsteht. 
 
Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts eines bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbenen 
immateriellen Vermögenswerts 
 
Wenn ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener immaterieller Vermögenswert separierbar 
ist oder aus vertraglichen oder anderen gesetzlichen Rechten entsteht, gibt es genügend Informationen, um 
diesen Vermögenswert verlässlich zum beizulegenden Zeitwert zu bestimmen. Wenn es für die Schätzungen, 
die zur Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts eines immateriellen Vermögenswerts benutzt werden, eine 
Reihe möglicher Ergebnisse mit verschiedenen Wahrscheinlichkeiten gibt, geht diese Unsicherheit in die 
Bestimmung des beizulegenden Zeitwerts des Vermögenswerts ein. 
 
Ein bei einem Unternehmenszusammenschluss erworbener immaterieller Vermögenswert könnte separierbar sein, jedoch 
nur in Verbindung mit einem Vertrag oder einem identifizierbaren Vermögenswert bzw. einer identifizierbaren Schuld. In 
diesen Fällen erfasst der Erwerber den immateriellen Vermögenswert getrennt vom Geschäfts- oder Firmenwert, aber 
zusammen mit dem entsprechenden Posten. 
 
Der Erwerber kann eine Gruppe von ergänzenden immateriellen Vermögenswerten als einen einzigen Vermögenswert 
ansetzen, sofern die einzelnen Vermögenswerte in der Gruppe ähnliche Nutzungsdauern haben. Zum Beispiel werden die 
Begriffe „Marke“ und „Markenname“ häufig als Synonyme für Warenzeichen und andere Zeichen benutzt. Die 
vorhergehenden Begriffe sind jedoch allgemeine Marketing-Begriffe, die üblicherweise in Bezug auf eine Gruppe von 
ergänzenden Vermögenswerten, wie ein Warenzeichen (oder eine Dienstleistungsmarke) und den damit verbundenen 
Firmennamen, Geheimverfahren, Rezepten und technologischen Gutachten benutzt werden. 
 
[gestrichen] 
 
Die auf einem aktiven Markt verwendeten Marktpreise bieten die verlässlichste Schätzungsgrundlage für den 
beizulegenden Zeitwert eines immateriellen Vermögenswerts (siehe auch Paragraph 78). Der aktuelle Ange- 
botspreis wird für gewöhnlich als geeigneter Marktpreis erachtet. Stehen keine aktuellen Angebotspreise zur 
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Acquisition as part of a business combination 
 
In accordance with IFRS 3 Business Combinations, if an intangible asset is acquired in a business combination, 
the cost of that intangible asset is its fair value at the acquisition date. The fair value of an intangible asset will 
reflect expectations about the probability that the expected future economic benefits embodied in the asset 
will flow to the entity. In other words, the entity expects there to be an inflow of economic benefits, even if 
there is uncertainty about the timing or the amount of the inflow. Therefore, the probability recognition criterion 
in paragraph 21 (a) is always considered to be satisfied for intangible assets acquired in business combinations. 
If an asset acquired in a business combination is separable or arises from contractual or other legal 
rights, sufficient information exists to measure reliably the fair value of the asset. Thus, the reliable measurement 
criterion in paragraph 21 (b) is always considered to be satisfied for intangible assets acquired in business 
combinations. 
 
 
 
 
 
In accordance with this Standard and IFRS 3 (as revised by the International Accounting Standards Board in 
2008), an acquirer recognises at the acquisition date, separately from goodwill, an intangible asset of the 
acquiree, irrespective of whether the asset had been recognised by the acquiree before the business combination. 
This means that the acquirer recognises as an asset separately from goodwill an in-process research and 
development project of the acquiree if the project meets the definition of an intangible asset. An acquiree’s inprocess 
research and development project meets the definition of an intangible asset when it: 
(a) meets the definition of an asset; and 
(b) is identifiable, ie is separable or arises from contractual or other legal rights. 
 
 
 
Measuring the fair value of an intangible asset acquired in a business combination 
 
 
If an intangible asset acquired in a business combination is separable or arises from contractual or other legal 
rights, sufficient information exists to measure reliably the fair value of the asset. When, for the estimates 
used to measure an intangible asset’s fair value, there is a range of possible outcomes with different probabilities, 
that uncertainty enters into the measurement of the asset’s fair value. 
 
 
 
An intangible asset acquired in a business combination might be separable, but only together with a related contract, 
identifiable asset or liability. In such cases, the acquirer recognises the intangible asset separately from goodwill, but 
together with the related item. 
 
 
The acquirer may recognise a group of complementary intangible assets as a single asset provided the individual assets in 
the group have similar useful lives. For example, the terms ‘brand’ and ‘brand name’ are often used as synonyms for 
trademarks and other marks. However, the former are general marketing terms that are typically used to refer to a group of 
complementary assets such as a trademark (or service mark) and its related trade name, formulas, recipes and technological 
expertise. 
 
 
[deleted] 
 
Quoted market prices in an active market provide the most reliable estimate of the fair value of an intangible 
asset (see also paragraph 78). The appropriate market price is usually the current bid price. If current bid 
prices are unavailable, the price of the most recent similar transaction may provide a basis from which to 
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zur Verfügung, kann der Preis des letzten vergleichbaren Geschäftsvorfalls als Grundlage für die Schätzung des 
beizulegenden Zeitwerts dienen, vorausgesetzt, dass sich die wirtschaftlichen Rahmenbedingungen zwischen 
dem Zeitpunkt des Geschäftsvorfalls und dem Zeitpunkt der Schätzung des beizulegenden Zeitwerts des 
Vermögenswerts nicht wesentlich geändert haben. 
 
Existiert kein aktiver Markt für einen immateriellen Vermögenswert, ist sein beizulegender Zeitwert der Betrag, den das 
Unternehmen bei einer Transaktion zwischen sachverständigen, vertragswilligen und unabhängigen Geschäftspartnern zum 
Erwerbszeitpunkt, auf der Basis der besten zur Verfügung stehenden Informationen für den Vermögenswert gezahlt hätte. 
Bei der Bestimmung dieses Betrags zieht ein Unternehmen das Resultat jüngster Transaktionen in Betracht, bei denen 
ähnliche Vermögenswerte betroffen waren. Zum Beispiel kann ein Unternehmen Multiplikatoren anwenden, die aktuelle 
Marktvorgänge in Abhängigkeit von Rentabilitätskennzahlen des Vermögenswerts (wie Erlöse, Betriebsergebnis oder 
Ergebnis vor Zinsen, Steuern, Abschreibung und Amortisation) widerspiegeln. 
 
Unternehmen, die am Kauf oder Verkauf immaterieller Vermögenswerte beteiligt sind, können Verfahren zur indirekten 
Schätzung des beizulegenden Zeitwerts entwickelt haben. Diese Verfahren können zur erstmaligen Bewertung eines 
immateriellen Vermögenswerts herangezogen werden, der bei einem Unternehmenszusammenschluss erworben wurde, 
wenn ihre Zielsetzung die Schätzung des beizulegenden Zeitwerts ist. Auch müssen sie die aktuellen Transaktionen und 
Praktiken der entsprechenden Branche eines Vermögenswerts widerspiegeln. Zu diesen Techniken gehören zum Beispiel: 
(a) die Diskontierung geschätzter künftiger Netto-Cashflows aus diesem Vermögenswert oder 
(b) die Schätzung der Kosten, die das Unternehmen einspart, indem es den immateriellen Vermögenswert in seinem 

Besitz belässt und 
(i) ihn nicht von einer anderen Partei im Rahmen einer Transaktion zwischen sachverständigen, vertragswilligen 

und unabhängigen Geschäftspartnern lizenzieren muss (wie beim Ansatz der „Relief from Royalty“-Methode, 
die diskontierte Netto-Cashflows zugrunde legt) oder 

(ii) ihn nicht wieder herstellen oder wieder beschaffen muss (wie bei der Anschaffungs- oder Herstellungskosten-
methode). 

 
Nachträgliche Ausgaben für ein erworbenes laufendes Forschungs- und Entwicklungsprojekt 
 
Forschungs- oder Entwicklungsausgaben, die 
(a) sich auf ein laufendes Forschungs- oder Entwicklungsprojekt beziehen, das gesondert oder bei einem 

Unternehmenszusammenschluss erworben und als ein immaterieller Vermögenswert angesetzt wurde; und 
(b) nach dem Erwerb dieses Projekts anfallen, 
sind gemäß den Paragraphen 54–62 zu bilanzieren. 
 
Die Anwendung der Bestimmungen in den Paragraphen 54–62 bedeutet, dass nachträgliche Ausgaben für ein 
laufendes Forschungs- oder Entwicklungsprojekt, das gesondert oder bei einem 
Unternehmenszusammenschluss erworben und als ein immaterieller Vermögenswert angesetzt wurde 
(a) bei ihrem Anfall als Aufwand erfasst werden, wenn es sich um Forschungsausgaben handelt; 
(b) bei ihrem Anfall als Aufwand erfasst werden, wenn es sich um Entwicklungsausgaben handelt, die nicht 

die Ansatzkriterien eines immateriellen Vermögenswerts gemäß Paragraph 57 erfüllen; und 
(c) zum Buchwert des erworbenen aktiven Forschungs- oder Entwicklungsprojekt hinzugefügt werden, wenn 

es sich um Entwicklungsausgaben handelt, die die Ansatzkriterien gemäß Paragraph 57 erfüllen. 
 
Erwerb durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand 
 
In manchen Fällen kann ein immaterieller Vermögenswert durch eine Zuwendung der öffentlichen Hand kostenlos oder 
zum Nominalwert der Gegenleistung erworben werden. Dies kann geschehen, wenn die öffentliche Hand einem 
Unternehmen immaterielle Vermögenswerte überträgt oder zuteilt, wie beispielsweise Flughafenlanderechte, Lizenzen zum 
Betreiben von Rundfunk- oder Fernsehanstalten, Importlizenzen oder -quoten oder Zugangsrechte für sonstige begrenzt 
zugängliche Ressourcen. Gemäß IAS 20 Bilanzierung und Darstellung von Zuwendungen der öffentlichen Hand kann sich 
ein Unternehmen dafür entscheiden, sowohl den immateriellen Vermögenswert als auch die Zuwendung zunächst mit dem 
beizulegenden Zeitwert anzusetzen. Entscheidet sich ein Unternehmen dafür, den Vermögenswert zunächst nicht mit dem 
beizulegenden Zeitwert anzusetzen, setzt das Unternehmen den Vermögenswert zunächst zu einem Nominalwert an (die 
andere durch IAS 20 gestattete Methode), zuzüglich aller direkt zurechenbaren Kosten für die Vorbereitung des 
Vermögenswerts auf seinen beabsichtigten Gebrauch. 
 
Tausch von Vermögenswerten 
 
Ein oder mehrere immaterielle Vermögenswerte können im Tausch gegen nicht monetäre Vermögenswerte oder 
eine Kombination von monetären und nicht monetären Vermögenswerten erworben werden. Die folgende Aus- 
führungen beziehen sich nur auf einen Tausch von einem nicht monetären Vermögenswert gegen einen anderen, 
finden aber auch auf alle anderen im vorherstehenden Satz genannten Tauschvorgänge Anwendung. Die Anschaf- 
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estimate fair value, provided that there has not been a significant change in economic circumstances between 
the transaction date and the date at which the asset’s fair value is estimated. 
 
 
 
If no active market exists for an intangible asset, its fair value is the amount that the entity would have paid for the asset, at 
the acquisition date, in an arm’s length transaction between knowledgeable and willing parties, on the basis of the best 
information available. In determining this amount, an entity considers the outcome of recent transactions for similar assets. 
For example, an entity may apply multiples reflecting current market transactions to factors that drive the profitability of 
the asset (such as revenue, operating profit or earnings before interest, tax, depreciation and amortisation). 
 
 
 
Entities that are involved in the purchase and sale of intangible assets may have developed techniques for estimating their 
fair values indirectly. These techniques may be used for initial measurement of an intangible asset acquired in a business 
combination if their objective is to estimate fair value and if they reflect current transactions and practices in the industry to 
which the asset belongs. These techniques include, for example: 
(a) discounting estimated future net cash flows from the asset; or 
(b) estimating the costs the entity avoids by owning the intangible asset and not needing: 

(i) to license it from another party in an arm’s length transaction (as in the ‘relief from royalty’ approach, using 
discounted net cash flows); or 

(ii) to recreate or replace it (as in the cost approach). 
 
 
 
 
 
Subsequent expenditure on an acquired in-process research and development project 
 
Research or development expenditure that: 
(a) relates to an in-process research or development project acquired separately or in a business combination 

and recognised as an intangible asset; and 
(b) is incurred after the acquisition of that project; 
shall be accounted for in accordance with paragraphs 54—62. 
 
Applying the requirements in paragraphs 54—62 means that subsequent expenditure on an in-process 
research or development project acquired separately or in a business combination and recognised as an intangible 
asset is: 
(a) recognised as an expense when incurred if it is research expenditure; 
(b) recognised as an expense when incurred if it is development expenditure that does not satisfy the criteria 

for recognition as an intangible asset in paragraph 57; and 
(c) added to the carrying amount of the acquired in-process research or development project if it is development 

expenditure that satisfies the recognition criteria in paragraph 57. 
 
Acquisition by way of a government grant 
 
In some cases, an intangible asset may be acquired free of charge, or for nominal consideration, by way of a 
government grant. This may happen when a government transfers or allocates to an entity intangible assets 
such as airport landing rights, licences to operate radio or television stations, import licences or quotas or 
rights to access other restricted resources. In accordance with IAS 20 Accounting for government grants and 
disclosure of government assistance, an entity may choose to recognise both the intangible asset and the grant 
initially at fair value. If an entity chooses not to recognise the asset initially at fair value, the entity recognises 
the asset initially at a nominal amount (the other treatment permitted by IAS 20) plus any expenditure that is 
directly attributable to preparing the asset for its intended use. 
 

 
 
Exchanges of assets 
 
One or more intangible assets may be acquired in exchange for a non-monetary asset or assets, or a combina- 
tion of monetary and non-monetary assets. The following discussion refers simply to an exchange of one 
non-monetary asset for another, but it also applies to all exchanges described in the preceding sentence. The 
cost of such an intangible asset is measured at fair value unless (a) the exchange transaction lacks commercial 
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Infolge des IAS 1 Darstellung des Abschlusses (überarbeitet 2007) wurde die in allen IFRS verwendete Terminologie 
geändert. Außerdem wurden die Paragraphen 85, 86 und 118 (e) (iii) geändert. Diese Änderungen sind 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden. Wird IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode angewandt, sind diese Änderungen entsprechend 
auch anzuwenden. 
 
Durch IFRS 3 (überarbeitet 2008) wurden die Paragraphen 12, 33–35, 68, 69, 94 und 130 geändert, die Paragraphen 38 und 
129 gestrichen sowie Paragraph 115A hinzugefügt. Die Paragraphen 36 und 37 wurden durch die Verbesserungen der IFRS 
vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach 
beginnenden Geschäftsjahres prospektiv anzuwenden. Deshalb werden Beträge, die für immaterielle Vermögenswerte und 
den Geschäfts- oder Firmenwert bei früheren Unternehmenszusammenschlüssen angesetzt wurden, nicht angepasst. Wenn 
ein Unternehmen IFRS 3 (überarbeitet 2008) auf eine frühere Periode anwendet, sind auch diese Änderungen entsprechend 
auf diese frühere Periode anzuwenden und ist dies anzugeben. 
 
Die Paragraphen 69, 70 und 98 werden im Rahmen der Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 geändert und 
Paragraph 69A wird entsprechend hinzugefügt. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode 
eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist 
zulässig. Wendet ein Unternehmen diese Änderungen auf eine frühere Periode an, so ist dies anzugeben. 
 
Die Paragraphen 40 und 41 wurden durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres prospektiv 
anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen für ein früheres 
Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
 
Tausch von ähnlichen Vermögenswerten 
 
Die Vorschrift in den Paragraphen 129 und 130 (b), diesen Standard prospektiv anzuwenden, bedeutet, dass 
bei der Bewertung eines Tausches von Vermögenswerten vor Inkrafttreten dieses Standards auf der Grundlage 
des Buchwerts des hingegebenen Vermögenswerts das Unternehmen den Buchwert des erworbenen Vermögenswerts 
nicht berichtigt, um den beizulegenden Zeitwert zum Erwerbszeitpunkt widerzuspiegeln. 
 
Frühzeitige Anwendung 
 
Unternehmen, auf die der Paragraph 130 anwendbar ist, wird empfohlen, diesen Standard vor dem in Paragraph 
130 spezifizierten Zeitpunkt des Inkrafttretens anzuwenden. Wenn ein Unternehmen diesen Standard 
vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens anwendet, hat es gleichzeitig IFRS 3 und IAS 36 (überarbeitet 2004) 
anzuwenden. 
 

RÜCKNAHME VON IAS 38 (HERAUSGEGEBEN 1998) 
 
Der vorliegende Standard ersetzt IAS 38 Immaterielle Vermögenswerte (herausgegeben 1998). 
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IAS 1 Presentation of Financial Statements (as revised in 2007) amended the terminology used throughout 
IFRSs. In addition it amended paragraphs 85, 86 and 118 (e) (iii). An entity shall apply those amendments for 
annual periods beginning on or after 1 January 2009. If an entity applies IAS 1 (revised 2007) for an earlier 
period, the amendments shall be applied for that earlier period. 
 
 
IFRS 3 (as revised in 2008) amended paragraphs 12, 33–35, 68, 69, 94 and 130, deleted paragraphs 38 and 129 and added 
paragraph 115A. Improvements to IFRSs issued in April 2009 amended paragraphs 36 and 37. An entity shall apply those 
amendments prospectively for annual periods beginning on or after 1 July 2009. Therefore, amounts recognised for 
intangible assets and goodwill in prior business combinations shall not be adjusted. If an entity applies IFRS 3 (revised 
2008) for an earlier period, it shall apply the amendments for that earlier period and disclose that fact. 
 
 
 
Paragraphs 69, 70 and 98 were amended and paragraph 69A was added by Improvements to IFRSs issued in 
May 2008. An entity shall apply those amendments for annual periods beginning on or after 1 January 2009. 
Earlier application is permitted. If an entity applies the amendments for an earlier period it shall disclose that 
fact. 
 
Improvements to IFRSs issued in April 2009 amended paragraphs 40 and 41. An entity shall apply those amendments 
prospectively for annual periods beginning on or after 1 July 2009. Earlier application is permitted. If an entity applies the 
amendments for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 
Exchanges of similar assets 
 
The requirement in paragraphs 129 and 130 (b) to apply this standard prospectively means that if an exchange 
of assets was measured before the effective date of this standard on the basis of the carrying amount of the 
asset given up, the entity does not restate the carrying amount of the asset acquired to reflect its fair value at 
the acquisition date. 
 
Early application 
 
Entities to which paragraph 130 applies are encouraged to apply the requirements of this standard before the 
effective dates specified in paragraph 130. However, if an entity applies this standard before those effective 
dates, it also shall apply IFRS 3 and IAS 36 (as revised in 2004) at the same time. 
 
 

WITHDRAWAL OF IAS 38 (ISSUED 1998) 
 
This standard supersedes IAS 38 Intangible assets (issued in 1998). 
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ANWENDUNGSBEREICH 
 
Dieser Standard ist von allen Unternehmen auf alle Arten von Finanzinstrumenten anzuwenden; davon 
ausgenommen sind: 
(a) Anteile an Tochterunternehmen, assoziierten Unternehmen und Gemeinschaftsunternehmen, die gemäß 

IAS 27 Konzern- und Einzelabschlüsse, IAS 28 Anteile an assoziierten Unternehmen oder IAS 31 Anteile an 
Gemeinschaftsunternehmen bilanziert werden. Angewandt werden muss dieser Standard jedoch auf einen 
Anteil an einem Tochterunternehmen, einem assoziierten Unternehmen oder einem 
Gemeinschaftsunternehmen, der gemäß IAS 27, 28 oder 31 nach dem vorliegenden Standard zu 
bilanzieren ist. Ebenfalls anzuwenden ist er auf Derivate auf einen Anteil an einer Tochtergesellschaft, 
einem assoziierten Unternehmen oder einem Gemeinschaftsunternehmen, sofern das Derivat nicht der 
Definition eines Eigenkapitalinstruments des Unternehmens in IAS 32 entspricht. 

(b) Rechte und Verpflichtungen aus Leasingverhältnissen, für die IAS 17 Leasingverhältnisse gilt. Allerdings 
unterliegen 
(i) Forderungen aus Leasingverhältnissen, die vom Leasinggeber angesetzt wurden, den im 

vorliegenden Standard enthaltenen Vorschriften zur Ausbuchung und Wertminderung (siehe 
Paragraphen 15–37, 58, 59, 63–65 und Anhang A Paragraphen A36–A52 und A84–A93); 

(ii) Verbindlichkeiten aus Finanzierungsleasingverhältnissen, die vom Leasingnehmer angesetzt wurden, 
den im vorliegenden Standard enthaltenen Vorschriften zur Ausbuchung (siehe Paragraphen 39–42 
und Anhang A Paragraphen A57–A63); und 

(iii) in Leasingverhältnisse eingebettete Derivate den im vorliegenden Standard enthaltenen Vorschriften 
für eingebettete Derivate (siehe Paragraphen 10–13 und Anhang A Paragraphen A27–A33). 

(c) Rechte und Verpflichtungen eines Arbeitgebers aus Altersversorgungsplänen, für die IAS 19 Leistungen an 
Arbeitnehmer gilt. 

(d) Finanzinstrumente, die von dem Unternehmen emittiert wurden und der Definition eines 
Eigenkapitalinstruments 
gemäß IAS 32 (einschließlich Optionen und Optionsscheinen) entsprechen oder die gemäß 
den Paragraphen 16A und 16B oder 16C und 16D des IAS 32 als Eigenkapitalinstrumente einzustufen 
sind. Der Inhaber solcher Eigenkapitalinstrumente hat den vorliegenden Standard jedoch auf diese 
Instrumente anzuwenden, es sei denn, es liegt der unter (a) genannte Ausnahmefall vor. 

(e) Rechte und Verpflichtungen aus (i) einem Versicherungsvertrag im Sinne von IFRS 4 Versicherungsverträge, 
bei denen es sich nicht um Rechte und Verpflichtungen eines Emittenten aus einem Versicherungsvertrag 
handelt, der der Definition einer finanziellen Garantie in Paragraph 9 entspricht, oder aus (ii) einem 
Vertrag, der aufgrund der Tatsache, dass er eine ermessensabhängige Überschussbeteiligung vorsieht, in 
den Anwendungsbereich von IFRS 4 fällt. Für ein Derivat, das in einen unter IFRS 4 fallenden Vertrag 
eingebettet ist, gilt dieser Standard aber dennoch, wenn das Derivat nicht selbst ein Vertrag ist, der in den 
Anwendungsbereich von IFRS 4 fällt (siehe Paragraphen 10–13 und Anhang A Paragraphen A27–A33 
dieses Standards). Hat ein Finanzgarantiegeber darüber hinaus zuvor ausdrücklich erklärt, dass er diese 
Garantien als Versicherungsverträge betrachtet, und hat er sie nach den für Versicherungsverträge 
geltenden Vorschriften bilanziert, so kann er auf diese finanziellen Garantien diesen Standard oder IFRS 4 
anwenden (siehe Paragraph A4 und A4A). Der Garantiegeber kann diese Entscheidung vertragsweise 
fällen, doch ist sie für jeden Vertrag unwiderruflich. 

(f) [gestrichen] 
(g) jedes Termingeschäft zwischen einem Erwerber und einem verkaufenden Anteilseigner, das darauf gerichtet 

ist, ein Unternehmen zu erwerben oder zu veräußern, und das zu einem Unternehmenszusammenschluss zu 
einem künftigen Erwerbszeitpunkt führt. Die Laufzeit des Termingeschäfts sollte einen Zeitraum nicht 
überschreiten, der vernünftigerweise zum Einholen der Genehmigungen und zur Vollendung der Transaktion 
erforderlich ist. 

(h) Kreditzusagen, bei denen es sich nicht um die in Paragraph 4 beschriebenen Zusagen handelt. Auf 
Kreditzusagen, die nicht unter diesen Standard fallen, hat der Emittent IAS 37 Rückstellungen, 
Eventualverbindlichkeiten und Eventualforderungen anzuwenden. Alle Kreditzusagen fallen jedoch unter 
die Ausbuchungsvorschriften dieses Standards (siehe Paragraphen 15–42 und Anhang A Paragraphen 
A36–A63). 

(i) Finanzinstrumente, Verträge und Verpflichtungen im Zusammenhang mit anteilsbasierten Vergütungen, 
für die IFRS 2 Anteilsbasierte Vergütung gilt. Davon ausgenommen sind die in den Anwendungsbereich 
der Paragraphen 5–7 dieses Standards fallenden Verträge, für die dieser Standard somit gilt. 

(j) Ansprüche auf Zahlungen zur Erstattung von Ausgaben, zu denen das Unternehmen verpflichtet ist, um 
eine Verbindlichkeit zu begleichen, die es gemäß IAS 37 als Rückstellung ansetzt oder für die es in einer 
früheren Periode gemäß IAS 37 eine Rückstellung angesetzt hat. 

 
[gestrichen] 
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SCOPE 
 
This Standard shall be applied by all entities to all types of financial instruments except: 
 (a) those interests in subsidiaries, associates and joint ventures that are accounted for under IAS 27 Consolidated 

and separate financial statements, IAS 28 Investments in associates or IAS 31 Interests in joint ventures. 
However, entities shall apply this standard to an interest in a subsidiary, associate or joint venture that 
according to IAS 27, IAS 28 or IAS 31 is accounted for under this standard. Entities shall also apply this 
standard to derivatives on an interest in a subsidiary, associate or joint venture unless the derivative meets 
the definition of an equity instrument of the entity in IAS 32; 

(b) rights and obligations under leases to which IAS 17 Leases applies. However: 
(i) lease receivables recognised by a lessor are subject to the derecognition and impairment provisions 

of this standard (see paragraphs 15—37, 58, 59, 63—65 and Appendix A paragraphs AG36—AG52 
and AG84—AG93); 

(ii) finance lease payables recognised by a lessee are subject to the derecognition provisions of this standard 
(see paragraphs 39—42 and Appendix A paragraphs AG57—AG63); and 

(iii) derivatives that are embedded in leases are subject to the embedded derivatives provisions of this 
standard (see paragraphs 10—13 and Appendix A paragraphs AG27—AG33); 

(c) employers’ rights and obligations under employee benefit plans, to which IAS 19 Employee benefits 
applies; 

(d) financial instruments issued by the entity that meet the definition of an equity instrument in IAS 32 
(including options and warrants) or that are required to be classified as an equity instrument in accordance 
with paragraphs 16A and 16B or paragraphs 16C and 16D of IAS 32. However, the holder of such 
equity instruments shall apply this Standard to those instruments, unless they meet the exception in (a) 
above. 

(e) rights and obligations arising under (i) an insurance contract as defined in IFRS 4 Insurance contracts, 
other than an issuer’s rights and obligations arising under an insurance contract that meets the definition 
of a financial guarantee contract in paragraph 9, or (ii) a contract that is within the scope of IFRS 4 
because it contains a discretionary participation feature. However, this standard applies to a derivative 
that is embedded in a contract within the scope of IFRS 4 if the derivative is not itself a contract within 
the scope of IFRS 4 (see paragraphs 10—13 and Appendix A paragraphs AG27—AG33 of this standard). 
Moreover, if an issuer of financial guarantee contracts has previously asserted explicitly that it regards 
such contracts as insurance contracts and has used accounting applicable to insurance contracts, the 
issuer may elect to apply either this standard or IFRS 4 to such financial guarantee contracts (see paragraphs 
AG4 and AG4A). The issuer may make that election contract by contract, but the election for each 
contract is irrevocable; 

(f) [deleted] 
(g) any forward contract between an acquirer and a selling shareholder to buy or sell an acquiree that will result 

in a business combination at a future acquisition date. The term of the forward contract should not exceed a 
reasonable period normally necessary to obtain any required approvals and to complete the transaction. 

(h) loan commitments other than those loan commitments described in paragraph 4. An issuer of loan 
commitments 
shall apply IAS 37 Provisions, contingent liabilities and contingent assets to loan commitments 
that are not within the scope of this standard. However, all loan commitments are subject to the derecognition 
provisions of this standard (see paragraphs 15—42 and Appendix A paragraphs AG36—AG63); 

(i) financial instruments, contracts and obligations under share-based payment transactions to which IFRS 2 
Share-based payment applies, except for contracts within the scope of paragraphs 5—7 of this standard, to 
which this standard applies; 

(j) rights to payments to reimburse the entity for expenditure it is required to make to settle a liability that it 
recognises as a provision in accordance with IAS 37, or for which, in an earlier period, it recognised a 
provision in accordance with IAS 37. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
[Deleted] 
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Diese Ausnahmen werden zugelassen, da der innere Wert der Option und die Prämie eines Terminkontrakts 
in der Regel getrennt bewertet werden können. Eine dynamische Sicherungsstrategie, bei der sowohl der 
innere Wert als auch der Zeitwert eines Optionskontrakts bewertet werden, kann die Bedingungen für die 
Bilanzierung von Sicherungsgeschäften erfüllen. 
 
In einer Sicherungsbeziehung kann ein Teil des gesamten Sicherungsinstruments, beispielsweise 50 Prozent 
des Nominalvolumens, als Sicherungsinstrument bestimmt werden. Jedoch kann eine Sicherungsbeziehung 
nicht nur für einen Teil der Zeit, über den das Sicherungsinstrument noch läuft, bestimmt werden. 
 
Ein einzelnes Sicherungsinstrument kann zur Absicherung verschiedener Risiken eingesetzt werden, wenn (a) 
die abzusichernden Risiken eindeutig ermittelt werden können, (b) die Wirksamkeit des Sicherungsgeschäfts 
nachgewiesen werden kann und (c) es möglich ist, eine exakte Zuordnung des Sicherungsinstruments zu den 
verschiedenen Risikopositionen zu gewährleisten. 
 
Zwei oder mehrere Derivate oder Anteile davon (oder im Falle der Absicherung eines Währungsrisikos zwei 
oder mehrere nicht derivative Instrumente oder Anteile davon bzw. eine Kombination aus derivativen und 
nicht derivativen Instrumenten oder Anteilen davon) können auch dann in Verbindung berücksichtigt und 
zusammen als Sicherungsinstrument eingesetzt werden, wenn das/die aus einigen Derivaten resultierende(n) 
Risiko/Risiken das/die aus anderen resultierende(n) Risiko/Risiken ausgleicht/ausgleichen. Ein Collar oder ein 
anderes derivatives Finanzinstrument, bei dem eine geschriebene Option mit einer erworbenen Option 
kombiniert wird, erfüllt jedoch nicht die Anforderungen an ein Sicherungsinstrument, wenn es sich netto um 
eine geschriebene Option handelt (für die eine Nettoprämie vereinnahmt wird). Ebenso können zwei oder 
mehrere Finanzinstrumente (oder Anteile davon) als Sicherungsinstrumente designiert werden, jedoch nur 
wenn keines von ihnen eine geschriebene Option bzw. netto eine geschriebene Option ist. 
 
Gesicherte Grundgeschäfte 
 
Qualifizierende Grundgeschäfte 
 
Ein gesichertes Grundgeschäft kann ein bilanzierter Vermögenswert oder eine bilanzierte Verbindlichkeit, eine 
bilanzunwirksame feste Verpflichtung, eine erwartete und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende künftige 
Transaktion oder eine Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb sein. Dabei kann es sich (a) 
um einen einzelnen Vermögenswert, eine einzelne Verbindlichkeit, eine einzelne feste Verpflichtung, eine 
erwartete und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende künftige Einzeltransaktion oder eine einzelne 
Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb oder (b) um eine Gruppe von Vermögenswerten, 
Verbindlichkeiten, festen Verpflichtungen, erwarteten und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretenden 
künftigen Transaktionen oder Nettoinvestitionen in ausländische Geschäftsbetriebe mit vergleichbarem 
Risikoprofil oder (c) bei der Absicherung eines Portfolios gegen Zinsänderungsrisiken um einen Teil eines 
Portfolios an finanziellen Vermögenswerten oder Verbindlichkeiten, die demselben Risiko unterliegen, 
handeln. 
 
Im Gegensatz zu Krediten und Forderungen kann eine bis zur Endfälligkeit zu haltende Finanzinvestition kein 
im Hinblick auf Zins- oder Kündigungsrisiken gesichertes Grundgeschäft sein, da die Einstufung als bis zur 
Endfälligkeit zu haltende Finanzinvestition die Absicht voraussetzt, die Finanzinvestition ohne Rücksicht auf 
zinsänderungsbedingte Schwankungen des beizulegenden Zeitwerts oder der Cashflows einer solchen Finanzinvestition 
auch tatsächlich bis zur Endfälligkeit zu halten. Eine bis zur Endfälligkeit zu haltende Finanzinvestition 
kann jedoch ein Grundgeschäft zur Absicherung von Währungs- und Ausfallrisiken sein. 
 
Für die Bilanzierung von Sicherungsgeschäften können als gesicherte Grundgeschäfte nur Vermögenswerte, Ver-
bindlichkeiten, feste Verpflichtungen oder erwartete und mit hoher Wahrscheinlichkeit eintretende künftige Transaktionen 
bestimmt werden, an denen eine nicht zum Unternehmen gehörende externe Partei beteiligt ist. Daraus folgt, dass 
Transaktionen zwischen Unternehmen derselben Unternehmensgruppe nur in den Einzelabschlüssen dieser Unternehmen, 
nicht aber im Konzernabschluss der Unternehmensgruppe als Sicherungsgeschäfte bilanziert werden können. Eine 
Ausnahme stellt das Währungsrisiko aus einem konzerninternen monetären Posten (z. B. eine Verbindlichkeit/Forderung 
zwischen zwei Tochtergesellschaften) dar, das die Voraussetzung für ein Grundgeschäft im Konzernabschluss 
erfüllt, wenn es zu Gewinnen oder Verlusten aus einer Wechselkursrisikoposition führt, die gemäß IAS 21 
Auswirkungen von Wechselkursänderungen bei der Konsolidierung nicht vollkommen eliminiert werden. 
Gemäß IAS 21 werden Wechselkursgewinne und -verluste von konzerninternen monetären Posten bei der 
Konsolidierung nicht vollkommen eliminiert, wenn der konzerninterne monetäre Posten zwischen zwei Unternehmen des 
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These exceptions are permitted because the intrinsic value of the option and the premium on the forward can 
generally be measured separately. A dynamic hedging strategy that assesses both the intrinsic value and time 
value of an option contract can qualify for hedge accounting. 
 
 
A proportion of the entire hedging instrument, such as 50 per cent of the notional amount, may be designated 
as the hedging instrument in a hedging relationship. However, a hedging relationship may not be designated 
for only a portion of the time period during which a hedging instrument remains outstanding. 
 
A single hedging instrument may be designated as a hedge of more than one type of risk provided that (a) the 
risks hedged can be identified clearly; (b) the effectiveness of the hedge can be demonstrated; and (c) it is 
possible to ensure that there is specific designation of the hedging instrument and different risk positions. 
 
 
Two or more derivatives, or proportions of them (or, in the case of a hedge of currency risk, two or more 
non-derivatives or proportions of them, or a combination of derivatives and non-derivatives or proportions 
of them), may be viewed in combination and jointly designated as the hedging instrument, including when 
the risk(s) arising from some derivatives offset(s) those arising from others. However, an interest rate collar or 
other derivative instrument that combines a written option and a purchased option does not qualify as a hedging 
instrument if it is, in effect, a net written option (for which a net premium is received). Similarly, two or 
more instruments (or proportions of them) may be designated as the hedging instrument only if none of 
them is a written option or a net written option. 
 
 
 
Hedged items 
 
Qualifying items 
 
A hedged item can be a recognised asset or liability, an unrecognised firm commitment, a highly probable 
forecast transaction or a net investment in a foreign operation. The hedged item can be (a) a single asset, 
liability, firm commitment, highly probable forecast transaction or net investment in a foreign operation, (b) 
a group of assets, liabilities, firm commitments, highly probable forecast transactions or net investments in 
foreign operations with similar risk characteristics or (c) in a portfolio hedge of interest rate risk only, a portion 
of the portfolio of financial assets or financial liabilities that share the risk being hedged. 
 
 
 
 
 
 
Unlike loans and receivables, a held-to-maturity investment cannot be a hedged item with respect to interest- 
rate risk or prepayment risk because designation of an investment as held to maturity requires an intention to 
hold the investment until maturity without regard to changes in the fair value or cash flows of such an investment 
attributable to changes in interest rates. However, a held-to-maturity investment can be a hedged item 
with respect to risks from changes in foreign currency exchange rates and credit risk. 
 
 
For hedge accounting purposes, only assets, liabilities, firm commitments or highly probable forecast transactions that 
involve a party external to the entity can be designated as hedged items. It follows that hedge accounting can be applied to 
transactions between entities in the same group only in the individual or separate financial statements of those entities and 
not in the consolidated financial statements of the group. As an exception, the foreign currency risk of an intragroup 
monetary item (e.g. a payable/ receivable between two subsidiaries) may qualify as a hedged item in the consolidated 
financial statements if it results in an exposure to foreign exchange rate gains or losses that are not fully eliminated on 
consolidation in accordance with IAS 21 The effects of changes in foreign exchange rates. In accordance with IAS 21, 
foreign exchange rate gains and losses on intragroup monetary items are not fully eliminated on consolidation 
when the intragroup monetary item is transacted between two group entities that have different functional 
currencies. In addition, the foreign currency risk of a highly probable forecast intragroup transaction may 
qualify as a hedged item in consolidated financial statements provided that the transaction is denominated in 
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(b) ein verbleibender Gewinn oder Verlust aus einem Sicherungsinstrument oder einer bestimmten 
Komponente davon (das keine effektive Sicherung darstellt) wird im Gewinn oder Verlust erfasst; und 

(c) sofern die dokumentierte Risikomanagementstrategie eines Unternehmens für eine bestimmte 
Sicherungsbeziehung einen bestimmten Teil des Gewinns oder Verlusts oder damit verbundener Cashflows 
aus einem Sicherungsinstrument von der Beurteilung der Wirksamkeit der Sicherungsbeziehung 
ausschließt (siehe Paragraph 74, 75 und 88 (a)), so ist dieser ausgeschlossene Gewinn- oder Verlustteil 
gemäß Paragraph 55 zu erfassen. 

 
Resultiert eine Absicherung einer erwarteten Transaktion später im Ansatz eines finanziellen Vermögenswerts oder 
einer finanziellen Verbindlichkeit, sind die damit verbundenen Gewinne oder Verluste, die gemäß Paragraph 95 im 
sonstigen Gesamtergebnis erfasst wurden, in derselben Periode oder denselben Perioden als Umgliederungsbetrag 
(siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)) vom Eigenkapital in den Gewinn oder Verlust umzugliedern, in denen die 
abgesicherten erwarteten Zahlungsströme den Gewinn oder Verlust beeinflussen (z.B. in den Perioden, in denen 
Zinserträge oder Zinsaufwendungen erfasst werden). Erwartet ein Unternehmen jedoch, dass der gesamte oder ein 
Teil des im sonstigen Gesamtergebnis erfassten Verlusts in einer oder mehreren der folgenden Perioden nicht 
wieder hereingeholt wird, hat es den voraussichtlich nicht wieder hereingeholten Betrag als Umgliederungsbetrag in 
den Gewinn oder Verlust umzubuchen. 
 
Resultiert eine Absicherung einer erwarteten Transaktion später im Ansatz eines nicht finanziellen Vermögenswertes 
oder einer nicht finanziellen Verbindlichkeit oder wird eine erwartete Transaktion für einen 
nicht finanziellen Vermögenswert oder eine nicht finanzielle Verbindlichkeit zu einer festen Verpflichtung, für 
die die Bilanzierung für die Absicherung des beizulegenden Zeitwertes angewendet wird, hat das 
Unternehmen den nachfolgenden Punkt (a) oder (b) anzuwenden: 
(a) Die entsprechenden Gewinne und Verluste, die gemäß Paragraph 95 im sonstigen Ergebnis erfasst 

wurden, sind in den Gewinn oder Verlust derselben Periode oder der Perioden umzugliedern, in denen 
der erworbene Vermögenswert oder die übernommene Verbindlichkeit den Gewinn oder Verlust 
beeinflusst (wie z. B. in den Perioden, in denen Abschreibungsaufwendungen oder Umsatzkosten erfasst 
werden) und als Umgliederungsbeträge auszuweisen (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)). Erwartet ein 
Unternehmen jedoch, dass der gesamte oder ein Teil des im sonstigen Ergebnis erfassten Verlusts in einer 
oder mehreren Perioden nicht wieder hereingeholt wird, hat es den voraussichtlich nicht wieder 
hereingeholten Betrag vom Eigenkapital in den Gewinn oder Verlust umzugliedern und als 
Umgliederungsbetrag auszuweisen. 

(b) Die entsprechenden Gewinne und Verluste, die gemäß Paragraph 95 im sonstigen Ergebnis erfasst 
wurden, werden entfernt und Teil der Anschaffungskosten im Zugangszeitpunkt oder eines anderweitigen 
Buchwertes des Vermögenswertes oder der Verbindlichkeit. 

 
Ein Unternehmen hat sich bei seiner Rechnungslegungsmethode entweder für Punkt (a) oder für (b) des 
Paragraphen 98 zu entscheiden und diese Methode konsequent auf alle Sicherungsbeziehungen anzuwenden, 
auf die sich Paragraph 98 bezieht. 
 
Bei anderen als den in Paragraph 97 und 98 angeführten Absicherungen von Zahlungsströmen sind die Beträge, die 
im sonstigen Gesamtergebnis erfasst wurden, in derselben Periode oder denselben Perioden als 
Umgliederungsbetrag (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)) vom Eigenkapital in den Gewinn oder Verlust 
umzugliedern, in denen die abgesicherten erwarteten Zahlungsströme den Gewinn oder Verlust beeinflussen (z. B. 
wenn ein erwarteter Verkauf stattfindet). 
 
In allen nachstehenden genannten Fällen hat ein Unternehmen die in den Paragraphen 95–100 beschriebene 
Bilanzierung von Sicherungsgeschäften einzustellen: 
(a) Das Sicherungsinstrument läuft aus oder wird veräußert, beendet oder ausgeübt (in diesem Sinne gilt ein 

Ersatz oder die Fortsetzung eines Sicherungsinstruments durch ein anderes nicht als Auslaufen oder 
Beendigung, sofern ein derartiger Ersatz oder eine derartige Fortsetzung Teil der dokumentierten 
Sicherungsstrategie des Unternehmens ist). In diesem Fall wird der kumulierte Gewinn oder Verlust aus 
dem Sicherungsinstrument, der seit der Periode, als die Sicherungsbeziehung als wirksam eingestuft 
wurde, im sonstigen Ergebnis erfasst wird (siehe Paragraph 95 (a)), weiterhin gesondert im Eigenkapital 
ausgewiesen, bis die vorhergesehene Transaktion eingetreten ist. Tritt die Transaktion ein, so kommen 
Paragraph 97, 98 und 100 zur Anwendung. 

(b) Das Sicherungsgeschäft erfüllt nicht mehr die in Paragraph 88 genannten Kriterien für die Bilanzierung 
solcher Geschäfte. In diesem Fall wird der kumulierte Gewinn oder Verlust aus dem 
Sicherungsinstrument, der seit der Periode, als die Sicherungsbeziehung als wirksam eingestuft wurde, im 
sonstigen Ergebnis erfasst wird (siehe Paragraph 95 (a)), weiterhin gesondert im Eigenkapital 
ausgewiesen, bis die vorhergesehene Transaktion eingetreten ist. Tritt die Transaktion ein, so kommen 
Paragraph 97, 98 und 100 zur Anwendung. 
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(b) any remaining gain or loss on the hedging instrument or designated component of it (that is not an effective 
hedge) is recognised in profit or loss; and 

(c) if an entity’s documented risk management strategy for a particular hedging relationship excludes from 
the assessment of hedge effectiveness a specific component of the gain or loss or related cash flows on the 
hedging instrument (see paragraphs 74, 75 and 88 (a)), that excluded component of gain or loss is recognised 
in accordance with paragraph 55. 

 
 
If a hedge of a forecast transaction subsequently results in the recognition of a financial asset or a financial liability, 
the associated gains or losses that were recognised in other comprehensive income in accordance with paragraph 95 
shall be reclassified from equity to profit or loss as a reclassification adjustment (see IAS 1 (as revised in 2007)) in 
the same period or periods during which the hedged forecast cash flows affect profit or loss (such as in the periods 
that interest income or interest expense is recognised). However, if an entity expects that all or a portion of a loss 
recognised in other comprehensive income will not be recovered in one or more future periods, it shall reclassify 
into profit or loss as a reclassification adjustment the amount that is not expected to be recovered. 
 
 
 
If a hedge of a forecast transaction subsequently results in the recognition of a non-financial asset or a non- 
financial liability, or a forecast transaction for a non-financial asset or non-financial liability becomes a firm 
commitment for which fair value hedge accounting is applied, then the entity shall adopt (a) or (b) below: 
(a) It reclassifies the associated gains and losses that were recognised in other comprehensive income in 

accordance with paragraph 95 to profit or loss as a reclassification adjustment (see IAS 1 (revised 2007)) 
in the same period or periods during which the asset acquired or liability assumed affects profit or loss 
(such as in the periods that depreciation expense or cost of sales is recognised). However, if an entity 
expects that all or a portion of a loss recognised in other comprehensive income will not be recovered in 
one or more future periods, it shall reclassify from equity to profit or loss as a reclassification adjustment 
the amount that is not expected to be recovered. 

(b) It removes the associated gains and losses that were recognised in other comprehensive income in accordance 
with paragraph 95, and includes them in the initial cost or other carrying amount of the asset or 
liability. 

 
 
 
 
 
An entity shall adopt either (a) or (b) in paragraph 98 as its accounting policy and shall apply it consistently 
to all hedges to which paragraph 98 relates. 
 
 
For cash flow hedges other than those covered by paragraphs 97 and 98, amounts that had been recognised in other 
comprehensive income shall be reclassified from equity to profit or loss as a reclassification adjustment (see IAS 1 
(revised 2007)) in the same period or periods during which the hedged forecast cash flows affect profit or loss (for 
example, when a forecast sale occurs). 
 
 
In any of the following circumstances an entity shall discontinue prospectively the hedge accounting specified 
in paragraphs 95—100: 
(a) The hedging instrument expires or is sold, terminated or exercised (for this purpose, the replacement or 

rollover of a hedging instrument into another hedging instrument is not an expiration or termination if 
such replacement or rollover is part of the entity’s documented hedging strategy). In this case, the cumulative 
gain or loss on the hedging instrument that has been recognised in other comprehensive income 
from the period when the hedge was effective (see paragraph 95 (a)) shall remain separately in equity 
until the forecast transaction occurs. When the transaction occurs, paragraph 97, 98 or 100 applies. 

(b) The hedge no longer meets the criteria for hedge accounting in paragraph 88. In this case, the cumulative 
gain or loss on the hedging instrument that has been recognised in other comprehensive income from the 
period when the hedge was effective (see paragraph 95 (a)) shall remain separately in equity until the 
forecast transaction occurs. When the transaction occurs, paragraph 97, 98 or 100 applies. 
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der 2008 überarbeiteten Fassung) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch diese 
Änderung anzuwenden. 
 

Durch IAS 27 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 geänderten Fassung) wurde 
Paragraph 102 geändert. Diese Änderung ist erstmals in der ersten Periode eines am 1. Juli 2009 oder danach 
beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 geänderten 
Fassung) auf eine frühere Periode an, so hat es auf diese Periode auch die genannte Änderung anzuwenden. 
 

Die Änderung in Paragraph 2 ist erstmals auf Geschäftsjahre anzuwenden, die am oder nach dem 1. Januar 
2009 beginnen. Wendet ein Unternehmen Kündbare Finanzinstrumente und bei Liquidation entstehende 
Verpflichtungen (im Februar 2008 veröffentlichte Änderungen an IAS 32 und IAS 1) auf eine frühere Periode 
an, so ist auch die Änderung in Paragraph 2 auf diese frühere Periode anzuwenden. 
 

Die Paragraphen A99BA, A99E, A99F, A110A und A110B sind rückwirkend in der ersten Periode eines am 1. Juli 2009 
oder danach beginnenden Geschäftsjahres gemäß IAS 8 Rechnungslegungsmethoden, Änderungen von rechnungslegungs-
bezogenen Schätzungen und Fehler anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Falls ein Unternehmen Geeignete 
Grundgeschäfte (Änderung des IAS 39) für Perioden anwendet, die vor dem 1. Juli 2009 beginnen, so ist dies anzugeben. 
 

Durch Umgliederung finanzieller Vermögenswerte (im Oktober 2008 veröffentlichte Änderungen an IAS 39 und IFRS 7) 
wurden die Paragraphen 50 und A8 geändert und die Paragraphen 50B-50F hinzugefügt. Diese Änderungen sind ab dem 1. 
Juli 2008 anzuwenden. Umgliederungen gemäß den Paragraphen 50B, 50D oder 50E dürfen nicht vor dem 1. Juli 2008 
vorgenommen werden. Umgliederungen ab dem 1. November 2008 dürfen erst an dem Tag wirksam werden, an dem sie 
tatsächlich vorgenommen wurden. Umgliederungen gemäß den Paragraphen 50B, 50D oder 50E dürfen nicht rückwirkend 
auf Perioden vor dem 1. Juli 2008 angewandt werden. 
 

Durch Umgliederung finanzieller Vermögenswerte - Zeitpunkt des Inkrafttretens und Übergangsvorschriften (im 
November 2008 veröffentlichte Änderungen an IAS 39 und IFRS 7) wurde Paragraph 103H geändert. Diese 
Änderung ist ab dem 1. Juli 2008 anzuwenden. 
 

Die durch Eingebettete Derivate (im März 2009 veröffentlichte Änderungen an IFRIC 9 und IAS 39) geänderte 
Fassung des Paragraphen 12 ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 30. Juni 2009 oder danach 
endenden Geschäftsjahrs anzuwenden. 
 

Die Paragraphen 2g, 97, 100 und A30g wurden durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Ein 
Unternehmen hat die Änderungen der Paragraphen 2g, 97 und 100 für Berichtsperioden eines am 1. Januar 2010 oder 
danach beginnenden Geschäftsjahres prospektiv auf alle noch nicht abgelaufenen Verträge anzuwenden. Die Änderung des 
Paragraphen A30g ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1 Januar 2010 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein 
früheres Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
 

Dieser Standard ist rückwirkend anzuwenden mit Ausnahme der Darlegungen in den Paragraphen 105–108. 
Der Eröffnungsbilanzwert der Gewinnrücklagen für die früheste vorangegangene dargestellte Periode sowie 
alle anderen Vergleichsbeträge sind so anzupassen, als wäre dieser Standard immer angewandt worden, es sei 
denn, eine solche Anpassung wäre nicht möglich. Ist dies der Fall, hat das Unternehmen dies anzugeben und 
aufzuführen, inwieweit die Informationen angepasst wurden. 
 

Ein Unternehmen darf bei erstmaliger Anwendung dieses Standards einen früher angesetzten Vermögenswert als zur 
Veräußerung verfügbar einstufen. Bei jedem derartigen Vermögenswert hat ein Unternehmen alle kumulierten Änderungen 
des beizulegenden Zeitwerts in einem getrennten Posten des Eigenkapitals bis zur nachfolgenden Ausbuchung oder 
Wertminderung zu erfassen und dann diesen kumulierten Gewinn oder Verlust als Umgliederungsbetrag in den Gewinn 
oder Verlust umzugliedern (siehe IAS 1 (überarbeitet 2007)). Außerdem hat das Unternehmen: 
(a) den finanziellen Vermögenswert mittels der neuen Einstufung an die Vergleichsabschlüsse anzupassen; und 
(b) den beizulegenden Zeitwert der finanziellen Vermögenswerte zum Zeitpunkt der Einstufung sowie deren 

Klassifizierung und den Buchwert in den vorhergehenden Abschlüssen anzugeben. 
 

Die Paragraphen 11A, 48A, A4B–A4K, A33A und A33B sowie die Änderungen der Paragraphen 9, 12 und 13 
aus dem Jahr 2005 sind erstmals in der Periode eines am 1. Januar 2006 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. 
 

Ein Unternehmen, das die Paragraphen 11A, 48A, A4B–A4K, A33A und A33B sowie die Änderungen der Paragraphen 9, 
12 und 13 aus dem Jahr 2005 erstmals für Geschäftsjahre anwendet, die vor dem 1. Januar 2006 beginnen, 
(a) darf früher angesetzte finanzielle Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten bei der erstmaligen Anwendung 

der neuen und geänderten Paragraphen als erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet 
einstufen, wenn sie zu diesem Zeitpunkt die Kriterien für eine derartige Einstufung erfüllten. Bei vor dem 
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applies IFRS 3 (revised 2008) for an earlier period, the amendment shall also be applied for that earlier 
period. 
 
IAS 27 (as amended by the International Accounting Standards Board in 2008) amended paragraph 102. An 
entity shall apply that amendment for annual periods beginning on or after 1 July 2009. If an entity applies 
IAS 27 (amended 2008) for an earlier period, the amendment shall be applied for that earlier period. 
 
 

An entity shall apply the amendment in paragraph 2 for annual periods beginning on or after 1 January 2009. 
If an entity applies Puttable Financial Instruments and Obligations Arising on Liquidation (Amendments to 
IAS 32 and IAS 1), issued in February 2008, for an earlier period, the amendment in paragraph 2 shall be 
applied for that earlier period. 
 

An entity shall apply paragraphs AG99BA, AG99E, AG99F, AG110A and AG110B retrospectively for annual 
periods beginning on or after 1 July 2009, in accordance with IAS 8 Accounting Policies, Changes in Accounting 
Estimates and Errors. Earlier application is permitted. If an entity applies Eligible Hedged Items (Amendment 
to IAS 39) for periods beginning before 1 July 2009, it shall disclose that fact. 
 

Reclassification of Financial Assets (Amendments to IAS 39 and IFRS 7), issued in October 2008, amended 
paragraphs 50 and AG8, and added paragraphs 50B-50F. An entity shall apply those amendments on or after 
1 July 2008. An entity shall not reclassify a financial asset in accordance with paragraph 50B, 50D or 50E 
before 1 July 2008. Any reclassification of a financial asset made on or after 1 November 2008 shall take effect 
only from the date when the reclassification is made. Any reclassification of a financial asset in accordance 
with paragraph 50B, 50D or 50E shall not be applied retrospectively before 1 July 2008. 
 

Reclassification of Financial Assets — Effective Date and Transition (Amendments to IAS 39 and IFRS 7), issued 
in November 2008, amended paragraph 103H. An entity shall apply that amendment on or after 1 July 2008. 
 
 

An entity shall apply paragraph 12, as amended by Embedded Derivatives (Amendments to IFRIC 9 and 
IAS 39), issued in March 2009, for annual periods ending on or after 30 June 2009. 
 
 

Improvements to IFRSs issued in April 2009 amended paragraphs 2(g), 97, 100 and AG30(g). An entity shall apply the 
amendments to paragraphs 2(g), 97 and 100 prospectively to all unexpired contracts for annual periods beginning on or 
after 1 January 2010. An entity shall apply the amendment to paragraph AG30(g) for annual periods beginning on or after 1 
January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies the amendment for an earlier period it shall disclose that 
fact. 
 
 

This standard shall be applied retrospectively except as specified in paragraphs 105—108. The opening bal- 
ance of retained earnings for the earliest prior period presented and all other comparative amounts shall be 
adjusted as if this standard had always been in use unless restating the information would be impracticable. If 
restatement is impracticable, the entity shall disclose that fact and indicate the extent to which the information 
was restated. 
 

When this standard is first applied, an entity is permitted to designate a previously recognised financial asset 
as available for sale. For any such financial asset, the entity shall recognise all cumulative changes in fair value 
in a separate component of equity until subsequent derecognition or impairment, when the entity shall reclassify 
that cumulative gain or loss from equity to profit or loss as a reclassification adjustment (see IAS 1 
(revised 2007)). The entity shall also: 
(a) restate the financial asset using the new designation in the comparative financial statements; and 
(b) disclose the fair value of the financial assets at the date of designation and their classification and carrying 

amount in the previous financial statements. 
 

An entity shall apply paragraphs 11A, 48A, AG4B—AG4K, AG33A and AG33B and the 2005 amendments in 
paragraphs 9, 12 and 13 for annual periods beginning on or after 1 January 2006. Earlier application is 
encouraged. 
 

An entity that first applies paragraphs 11A, 48A, AG4B—AG4K, AG33A and AG33B and the 2005 amend- 
ments in paragraphs 9, 12 and 13 in its annual period beginning before 1 January 2006: 
(a) is permitted, when those new and amended paragraphs are first applied, to designate as at fair value 

through profit or loss any previously recognised financial asset or financial liability that then qualifies for 
such designation. When the annual period begins before 1 September 2005, such designations need not 
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des Geschäftsjahres, in dem der vorliegende Standard zuerst angewendet wurde, in den Buchwert eingeschlos- 
sen waren, auszuschließen. Zu Beginn der Berichtsperiode, in der der vorliegende Standard erstmalig ange- 
wendet wird, ist jeder außerhalb des Gewinns oder Verlusts (im sonstigen Ergebnis oder direkt im Eigenkapital) 
erfasste Betrag für eine Absicherung einer festen Verpflichtung, die gemäß diesem Standard als eine Absiche- 
rung eines beizulegenden Zeitwerts behandelt wird, in einen Vermögenswert oder eine Verbindlichkeit umzu- 
gliedern, mit Ausnahme einer Absicherung des Währungsrisikos, die weiterhin als Absicherung von Zahlungs- 
strömen behandelt wird. 
 
Der letzte Satz des Paragraphen 80 sowie die Paragraphen A99A und A99B sind erstmals in der ersten Periode 
eines am 1. Januar 2006 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung 
wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen eine erwartete externe Transaktion, die 
(a) auf die funktionale Währung des Unternehmens lautet, das die Transaktion abschließt, 
(b) zu einem Risiko führt, das sich auf das Konzernergebnis auswirkt (d. h. auf eine andere Währung als die 

Darstellungswährung des Konzerns lautet), und 
(c) die Kriterien für die Bilanzierung von Sicherungsgeschäften erfüllen würde, wenn sie nicht auf die 

funktionale Währung des abschließenden Unternehmens lautete, 
als gesichertes Grundgeschäft eingestuft hat, kann es auf die Periode(n) vor dem Zeitpunkt der Anwendung 
des letzten Satzes des Paragraphen 80 und der Paragraphen A99A und A99B im Konzernabschluss die 
Bilanzierung für Sicherungsgeschäfte anwenden. 
 
Ein Unternehmen muss den Paragraphen A99B nicht auf Vergleichsinformationen anwenden, die sich auf 
Perioden vor dem Zeitpunkt der Anwendung des letzten Satzes des Paragraphen 80 und des Paragraphen 
A99A beziehen. 
 
Die Paragraphen 9, 73 und A8 wurden durch die Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 geändert und Paragraph 50A 
wurde durch sie hinzugefügt. Paragraph 80 wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese 
Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahrs 
anzuwenden. Ein Unternehmen wendet die Änderungen von Paragraph 9 und Paragraph 50A ab dem Termin und auf die 
Art und Weise an, die es für die Änderungen von 2005 wie in Paragraph 105A beschrieben zugrunde legte. Eine frühere 
Anwendung aller Änderungen ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderungen für ein früheres Geschäftsjahr an, hat 
es dies anzugeben. 
 

RÜCKNAHME ANDERER VERLAUTBARUNGEN 
 
Dieser Standard ersetzt IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung in der im Oktober 2000 
überarbeiteten Fassung. 
 
Dieser Standard und die dazugehörigen Anwendungsleitlinien ersetzen die vom IAS 39 Implementation 
Guidance Committee herausgegebenen Anwendungsleitlinien, die vom früheren IASC festgelegt wurden. 
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of the financial year in which this Standard is first applied. At the beginning of the financial period in which 
this Standard is first applied, any amount recognised outside profit or loss (in other comprehensive income 
or directly in equity) for a hedge of a firm commitment that under this Standard is accounted for as a fair 
value hedge shall be reclassified as an asset or liability, except for a hedge of foreign currency risk that continues 
to be treated as a cash flow hedge. 
 
 
 
An entity shall apply the last sentence of paragraph 80, and paragraphs AG99A and AG99B, for annual periods 
beginning on or after 1 January 2006. Earlier application is encouraged. If an entity has designated as the 
hedged item an external forecast transaction that: 
(a) is denominated in the functional currency of the entity entering into the transaction; 
(b) gives rise to an exposure that will have an effect on consolidated profit or loss (i.e. is denominated in a 

currency other than the group’s presentation currency); and 
(c) would have qualified for hedge accounting had it not been denominated in the functional currency of the 

entity entering into it; 
it may apply hedge accounting in the consolidated financial statements in the period(s) before the date of 
application of the last sentence of paragraph 80, and paragraphs AG99A and AG99B. 
 
 
An entity need not apply paragraph AG99B to comparative information relating to periods before the date of 
application of the last sentence of paragraph 80 and paragraph AG99A. 
 
 
Paragraphs 9, 73 and AG8 were amended and paragraph 50A added by Improvements to IFRSs issued in May 2008. 
Paragraph 80 was amended by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply those amendments for 
annual periods beginning on or after 1 January 2009. An entity shall apply the amendments in paragraphs 9 and 50A as of 
the date and in the manner it applied the 2005 amendments described in paragraph 105A. Earlier application of all the 
amendments is permitted. If an entity applies the amendments for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 
 

WITHDRAWAL OF OTHER PRONOUNCEMENTS 
 
This standard supersedes IAS 39 Financial instruments: recognition and measurement revised in October 2000. 
 
 
This standard and the accompanying Implementation Guidance supersede the Implementation Guidance 
issued by the IAS 39 Implementation Guidance Committee, established by the former IASC. 
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sen. Eingebettete Derivate mit Optionscharakter (wie eingebettete Verkaufsoptionen, Kaufoptionen, Caps, 
Floors oder Swaptions) sind auf der Grundlage der angegebenen Bedingungen des Optionsmerkmals vom 
Basisvertrag zu trennen. Der anfängliche Buchwert des Basisinstruments entspricht dem Restbetrag nach 
Trennung vom eingebetteten Derivat. 
 
Mehrere in ein Instrument eingebettete Derivate werden normalerweise als ein einziges zusammengesetztes eingebettetes 
Derivat behandelt. Davon ausgenommen sind jedoch als Eigenkapital eingestufte eingebettete Derivate (siehe IAS 32), die 
gesondert von den als Vermögenswerte oder Verbindlichkeiten eingestuften zu bilanzieren sind. Eine gesonderte 
Bilanzierung erfolgt auch dann, wenn sich die in ein Instrument eingebetteten Derivate unterschiedlichem Risiko ausgesetzt 
sind und jederzeit getrennt werden können und unabhängig voneinander sind. 
 
In den folgenden Beispielen sind die wirtschaftlichen Merkmale und Risiken eines eingebetteten Derivats 
nicht eng mit dem Basisvertrag verbunden (Paragraph 11 (a)). In diesen Beispielen und in der Annahme, dass 
die Bedingungen aus Paragraph 11 (b) und (c) erfüllt sind, bilanziert ein Unternehmen das eingebettete 
Derivat getrennt von seinem Basisvertrag. 
(a) Eine in ein Instrument eingebettete Verkaufsoption, die es dem Inhaber ermöglicht, vom Emittenten den Rückkauf 

des Instruments für einen an einen Eigenkapital- oder Rohstoffpreis oder -index gekoppelten Betrag an 
Zahlungsmitteln oder anderen Vermögenswerten zu verlangen, ist nicht eng mit dem Basisvertrag verbunden. 

(b) Eine in ein Eigenkapitalinstrument eingebettete Kaufoption, die dem Emittenten den Rückkauf dieses 
Eigenkapitalinstruments zu einem bestimmten Preis ermöglicht, ist aus Sicht des Inhabers nicht eng mit 
dem originären Eigenkapitalinstrument verbunden (aus Sicht des Emittenten stellt die Kaufoption ein 
Eigenkapitalinstrument dar und fällt, sofern die Kriterien für eine derartige Einstufung gemäß IAS 32 
erfüllt sind, nicht in den Anwendungsbereich dieses Standards.). 

(c) Eine Option oder automatische Regelung zur Verlängerung der Restlaufzeit eines Schuldinstruments ist 
nicht eng mit dem originären Schuldinstrument verbunden, es sei denn, zum Zeitpunkt der Verlängerung 
findet gleichzeitig eine Anpassung an den ungefähren herrschenden Marktzins statt. Wenn ein 
Unternehmen ein Schuldinstrument emittiert und der Inhaber dieses Schuldinstruments einem Dritten 
eine Kaufoption auf das Schuldinstrument einräumt, stellt die Kaufoption für den Fall, dass der Emittent 
bei ihrer Ausübung dazu verpflichtet werden kann, sich an der Vermarktung des Schuldinstruments zu 
beteiligen oder diese zu erleichtern, für diesen eine Verlängerung der Laufzeit des Schuldinstruments dar. 

(d) In ein Schuldinstrument oder einen Versicherungsvertrag eingebettete eigenkapitalindizierte Zins- oder 
Kapitalzahlungen – bei denen die Höhe der Zinsen oder des Kapitalbetrags an den Wert von 
Eigenkapitalinstrumenten gekoppelt ist – sind nicht eng mit dem Basisinstrument verbunden, da das Basisinstrument 
und das eingebettete Derivat unterschiedlichen Risiken ausgesetzt sind. 

(e) In ein Schuldinstrument oder einen Versicherungsvertrag eingebettete güterindizierte Zins- oder 
Kapitalzahlungen – bei denen die Höhe der Zinsen oder des Kapitalbetrags an den Preis eines Gutes (z. B. 
Gold) gebunden ist – sind nicht eng mit dem Basisinstrument verbunden, da das Basisinstrument und 
das eingebettete Derivat unterschiedlichen Risiken ausgesetzt sind. 

(f) Ein in ein wandelbares Schuldinstrument eingebettetes Recht auf Umwandlung in Eigenkapital ist aus Sicht des 
Inhabers des Instruments nicht eng mit dem Basisschuldinstrument verbunden (aus Sicht des Emittenten stellt die 
Option zur Umwandlung in Eigenkapital ein Eigenkapitalinstrument dar und fällt, sofern die Kriterien für eine 
derartige Einstufung gemäß IAS 32 erfüllt sind, nicht in den Anwendungsbereich dieses Standards.) 

(g) Eine Kaufs-, Verkaufs- oder Vorauszahlungsoption, die in einen Basisvertrag oder Basis-Versicherungsvertrag 
eingebettet ist, ist nicht eng mit dem Basisvertrag verbunden, 
(i) wenn der Ausübungspreis der Option an jedem Ausübungszeitpunkt nicht annähernd gleich den fortgeführten 

Anschaffungskosten des Basis-Schuldinstruments oder des Buchwertes des Basis-Versicherungsvertrages ist 
oder 

(ii) wenn der Ausübungspreis einer Vorauszahlungsoption den Kreditgeber für einen Betrag bis zum geschätzten 
Barwert der für die Restdauer des Basisvertrags nicht erhaltenen Zinsen entschädigt. Der Betrag der nicht 
erhaltenen Zinsen errechnet sich aus dem im Voraus gezahlten Kapitalbetrag multipliziert mit dem Zins-
unterschiedsbetrag. Beim Zinsunterschiedsbetrag handelt es sich um den Betrag, um den der Effektivzinssatz 
des Basisvertrags den Effektivzinssatz übersteigt, den das Unternehmen zum Vorauszahlungstermin erhalten 
würde, wenn es den im Voraus gezahlten Kapitalbetrag für die Restdauer des Basisvertrags in einen ähnlichen 
Vertrag reinvestieren würde. 

Die Beurteilung, ob die Kaufs- oder Verkaufsoption eng mit dem Basisvertrag verbunden ist, erfolgt vor Abtrennung 
der Eigenkapitalkomponente einer Wandelschuldverschreibung gemäß IAS 32. 

(h) Kreditderivate, die in ein Basisschuldinstrument eingebettet sind und einer Vertragspartei (dem 
„Begünstigten“) die Möglichkeit einräumen, das Ausfallrisiko eines bestimmten 
Referenzvermögenswertes, der sich unter Umständen nicht in seinem Eigentum befindet, auf eine andere 
Vertragspartei (den „Garantiegeber“) zu übertragen, sind nicht eng mit dem Basisschuldinstrument 
verbunden. Solche Kreditderivate ermöglichen es dem Garantiegeber, das mit dem 
Referenzvermögenswert verbundene Ausfallrisiko zu übernehmen, ohne dass sich der dazugehörige 
Referenzvermögenswert direkt in seinem Besitz befinden muss. 

IAS 39 

A29 

A30 

698 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

tion) is separated from its host contract on the basis of the stated terms of the option feature. The initial 
carrying amount of the host instrument is the residual amount after separating the embedded derivative. 
 
 
 
Generally, multiple embedded derivatives in a single instrument are treated as a single compound embedded 
derivative. However, embedded derivatives that are classified as equity (see IAS 32) are accounted for separately 
from those classified as assets or liabilities. In addition, if an instrument has more than one embedded 
derivative and those derivatives relate to different risk exposures and are readily separable and independent of 
each other, they are accounted for separately from each other. 
 
The economic characteristics and risks of an embedded derivative are not closely related to the host contract 
(paragraph 11 (a)) in the following examples. In these examples, assuming the conditions in paragraph 11 (b) 
and (c) are met, an entity accounts for the embedded derivative separately from the host contract. 
(a) A put option embedded in an instrument that enables the holder to require the issuer to reacquire the 

instrument for an amount of cash or other assets that varies on the basis of the change in an equity or 
commodity price or index is not closely related to a host debt instrument. 

(b) A call option embedded in an equity instrument that enables the issuer to reacquire that equity instrument 
at a specified price is not closely related to the host equity instrument from the perspective of the 
holder (from the issuer’s perspective, the call option is an equity instrument provided it meets the conditions 
for that classification under IAS 32, in which case it is excluded from the scope of this standard). 

(c) An option or automatic provision to extend the remaining term to maturity of a debt instrument is not 
closely related to the host debt instrument unless there is a concurrent adjustment to the approximate 
current market rate of interest at the time of the extension. If an entity issues a debt instrument and the 
holder of that debt instrument writes a call option on the debt instrument to a third party, the issuer 
regards the call option as extending the term to maturity of the debt instrument provided the issuer can 
be required to participate in or facilitate the remarketing of the debt instrument as a result of the call 
option being exercised. 

(d) Equity-indexed interest or principal payments embedded in a host debt instrument or insurance contract 
— by which the amount of interest or principal is indexed to the value of equity instruments — are not 
closely related to the host instrument because the risks inherent in the host and the embedded derivative 
are dissimilar. 

(e) Commodity-indexed interest or principal payments embedded in a host debt instrument or insurance 
contract — by which the amount of interest or principal is indexed to the price of a commodity (such as 
gold) — are not closely related to the host instrument because the risks inherent in the host and the 
embedded derivative are dissimilar. 

(f) An equity conversion feature embedded in a convertible debt instrument is not closely related to the host 
debt instrument from the perspective of the holder of the instrument (from the issuer’s perspective, the 
equity conversion option is an equity instrument and excluded from the scope of this standard provided 
it meets the conditions for that classification under IAS 32). 

(g) A call, put, or prepayment option embedded in a host debt contract or host insurance contract is not closely related to 
the host contract unless: 
(i) the option’s exercise price is approximately equal on each exercise date to the amortised cost of the host debt 

instrument or the carrying amount of the host insurance contract; or 
(ii) the exercise price of a prepayment option reimburses the lender for an amount up to the approximate present 

value of lost interest for the remaining term of the host contract. Lost interest is the product of the principal 
amount prepaid multiplied by the interest rate differential. The interest rate differential is the excess of the 
effective interest rate of the host contract over the effective interest rate the entity would receive at the 
prepayment date if it reinvested the principal amount prepaid in a similar contract for the remaining term of the 
host contract. 

The assessment of whether the call or put option is closely related to the host debt contract is made before separating 
the equity element of a convertible debt instrument in accordance with IAS 32. 

(h) Credit derivatives that are embedded in a host debt instrument and allow one party (the ‘beneficiary’) to 
transfer the credit risk of a particular reference asset, which it may not own, to another party (the ‘guarantor’) 
are not closely related to the host debt instrument. Such credit derivatives allow the guarantor to 
assume the credit risk associated with the reference asset without directly owning it. 
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der Absicht einer Weiterveräußerung erworben wurden, dürfen nur dann als kurzfristige Vermögenswerte eingestuft 
werden, wenn sie die Kriterien für eine Einstufung als „zur Veräußerung gehalten“ gemäß diesem IFRS erfüllen. 
 

Manchmal veräußert ein Unternehmen eine Gruppe von Vermögenswerten und möglicherweise einige direkt mit ihnen in 
Verbindung stehende Schulden gemeinsam in einer einzigen Transaktion. Bei einer solchen Veräußerungsgruppe kann es 
sich um eine Gruppe von zahlungsmittelgenerierenden Einheiten, eine einzelne zahlungsmittelgenerierende Einheit oder 
einen Teil einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit handeln.21 Die Gruppe kann alle Arten von Vermögenswerten und 
Schulden des Unternehmens umfassen, einschließlich kurzfristige Vermögenswerte, kurzfristige Schulden und 
Vermögenswerte, die gemäß Paragraph 5 von den Bewertungsvorschriften dieses IFRS ausgenommen sind. Enthält die 
Veräußerungsgruppe einen langfristigen Vermögenswert, der in den Anwendungsbereich der Bewertungsvorschriften 
dieses IFRS fällt, sind diese Bewertungsvorschriften auf die gesamte Gruppe anzuwenden, d. h. die Gruppe ist zum 
niedrigeren Wert aus Buchwert oder beizulegendem Zeitwert abzüglich Veräußerungskosten anzusetzen. Die Vorschriften 
für die Bewertung der einzelnen Vermögenswerte und Schulden innerhalb einer Veräußerungsgruppe werden in den 
Paragraphen 18, 19 und 23 ausgeführt. 
 

Die Bewertungsvorschriften dieses IFRS3
2 sind nicht anzuwenden auf die folgenden Vermögenswerte, die als einzelne 

Vermögenswerte oder Bestandteil einer Veräußerungsgruppe durch die nachfolgend angegebenen IFRS abgedeckt werden: 
(a) latente Steueransprüche (IAS 12 Ertragsteuern); 
(b) Vermögenswerte, die aus Leistungen an Arbeitnehmer resultieren (IAS 19 Leistungen an Arbeitnehmer); 
(c) finanzielle Vermögenswerte, die in den Anwendungsbereich von IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung 

fallen; 
(d) langfristige Vermögenswerte, die nach dem Modell des beizulegenden Zeitwerts in IAS 40 Als Finanzinvestition 

gehaltene Immobilien bilanziert werden; 
(e) langfristige Vermögenswerte, die mit dem beizulegenden Zeitwert abzüglich der Verkaufskosten gemäß 

IAS 41 Landwirtschaft angesetzt werden; 
(f) vertragliche Rechte im Rahmen von Versicherungsverträgen laut Definition in IFRS 4 Versicherungsverträge. 
 

Die in diesem IFRS aufgeführten Einstufungs-, Darstellungs- und Bewertungsvorschriften für langfristige Vermögenswerte 
(oder Veräußerungsgruppen), die als zur Veräußerung gehalten eingestuft sind, gelten ebenso 
für langfristige Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen), die als zur Ausschüttung an Eigentümer (in 
ihrer Eigenschaft als Eigentümer) gehalten eingestuft sind (zur Ausschüttung an Eigentümer gehalten). 
 

Dieser IFRS legt fest, welche Angaben zu langfristigen Vermögenswerten (oder Veräußerungsgruppen), die als zur Ver-
äußerung gehalten eingestuft werden, oder zu aufgegebenen Geschäftsbereichen zu machen sind. Angaben in anderen IFRS 
gelten nicht für diese Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen), es sei denn, diese IFRS schreiben Folgendes vor: 
(a) spezifische Angaben zu langfristigen Vermögenswerten (oder Veräußerungsgruppen), die als zur Veräußerung gehalten 

eingestuft werden, oder zu aufgegebenen Geschäftsbereichen; oder 
(b) Angaben zur Bewertung der Vermögenswerte und Schulden einer Veräußerungsgruppe, die nicht unter die Bewertungs-

anforderung gemäß IFRS 5 fallen und sofern derlei Angaben nicht bereits im Anhang zum Abschluss gemacht werden. 
Zusätzliche Angaben zu langfristigen Vermögenswerten (oder Veräußerungsgruppen), die als zur Veräußerung gehalten 
eingestuft werden, oder zu aufgegebenen Geschäftsbereichen können erforderlich werden, um den allgemeinen 
Anforderungen von IAS 1 und insbesondere dessen Paragraphen 15 und 125 zu genügen. 
 

EINSTUFUNG VON LANGFRISTIGEN VERMÖGENSWERTEN (ODER VERÄUSSERUNGSGRUPPEN) ALS 
ZUR VERÄUSSERUNG GEHALTEN ODER ALS ZUR AUSSCHÜTTUNG  AN EIGENTÜMER GEHALTEN 

 

Ein langfristiger Vermögenswert (oder eine Veräußerungsgruppe) ist als zur Veräußerung gehalten einzustufen, wenn der 
zugehörige Buchwert überwiegend durch ein Veräußerungsgeschäft und nicht durch fortgesetzte Nutzung realisiert wird. 
 

Damit dies der Fall ist, muss der Vermögenswert (oder die Veräußerungsgruppe) im gegenwärtigen Zustand 
zu Bedingungen, die für den Verkauf derartiger Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen) gängig und 
üblich sind, sofort veräußerbar sein, und eine solche Veräußerung muss höchstwahrscheinlich sein. 
 

Eine Veräußerung ist dann höchstwahrscheinlich, wenn die zuständige Managementebene einen Plan für den 
Verkauf des Vermögenswerts (oder der Veräußerungsgruppe) beschlossen hat und mit der Suche nach einem 
Käufer und der Durchführung des Plans aktiv begonnen wurde. Des Weiteren muss der Vermögenswert (oder 
die Veräußerungsgruppe) tatsächlich zum Erwerb für einen Preis angeboten werden, der in einem angemesse- 
nen Verhältnis zum gegenwärtig beizulegenden Zeitwert steht. Außerdem muss die Veräußerung erwartungs- 
 

                                                 
2 Sobald jedoch erwartet wird, dass die in Verbindung mit einem Vermögenswert oder einer Gruppe von Vermögenswerten anfallenden 

Cashflows hauptsächlich durch Veräußerung und nicht durch fortgesetzte Nutzung erzeugt werden, werden sie weniger abhängig von den 
Cashflows aus anderen Vermögenswerten, so dass eine Veräußerungsgruppe, die Bestandteil einer zahlungsmittelgenerierenden Einheit 
war, zu einer eigenen zahlungsmittelgenerierenden Einheit wird. 

3 Mit Ausnahme der Paragraphen 18 und 19, die eine Bewertung der betreffenden Vermögenswerte gemäß anderer maßgeblicher IFRS 
vorschreiben. 
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a view to resale shall not be classified as current unless they meet the criteria to be classified as held for sale in 
accordance with this IFRS. 
 

Sometimes an entity disposes of a group of assets, possibly with some directly associated liabilities, together in 
a single transaction. Such a disposal group may be a group of cash-generating units, a single cash-generating 
unit, or part of a cash-generating unit1

2. The group may include any assets and any liabilities of the entity, 
including current assets, current liabilities and assets excluded by paragraph 5 from the measurement requirements 
of this IFRS. If a non-current asset within the scope of the measurement requirements of this IFRS is 
part of a disposal group, the measurement requirements of this IFRS apply to the group as a whole, so that 
the group is measured at the lower of its carrying amount and fair value less costs to sell. The requirements 
for measuring the individual assets and liabilities within the disposal group are set out in paragraphs 18, 19 
and 23. 
 
 
 

The measurement provisions of this IFRS3
2 do not apply to the following assets, which are covered by the 

IFRSs listed, either as individual assets or as part of a disposal group: 
(a) deferred tax assets (IAS 12 Income taxes); 
(b) assets arising from employee benefits (IAS 19 Employee benefits); 
(c) financial assets within the scope of IAS 39 Financial instruments: recognition and measurement; 
(d) non-current assets that are accounted for in accordance with the fair value model in IAS 40 Investment 

property; 
(e) non-current assets that are measured at fair value less costs to sell in accordance with IAS 41 Agriculture; 
(f) contractual rights under insurance contracts as defined in IFRS 4 Insurance contracts. 
 
 
 

The classification, presentation and measurement requirements in this IFRS applicable to a non-current asset 
(or disposal group) that is classified as held for sale apply also to a non-current asset (or disposal group) that 
is classified as held for distribution to owners acting in their capacity as owners (held for distribution to owners). 
 
 

This IFRS specifies the disclosures required in respect of non-current assets (or disposal groups) classified as held for sale 
or discontinued operations. Disclosures in other IFRSs do not apply to such assets (or disposal groups) unless those IFRSs 
require: 
(a) specific disclosures in respect of non-current assets (or disposal groups) classified as held for sale or discontinued 

operations; or 
(b) disclosures about measurement of assets and liabilities within a disposal group that are not within the scope of the 

measurement requirement of IFRS 5 and such disclosures are not already provided in the other notes to the financial 
statements. 

Additional disclosures about non-current assets (or disposal groups) classified as held for sale or discontinued operations 
may be necessary to comply with the general requirements of IAS 1, in particular paragraphs 15 and 125 of that Standard. 
 

CLASSIFICATION OF NON-CURRENT ASSETS (OR DISPOSAL GROUPS) AS HELD FOR SALE 
OR AS HELD FOR DISTRIBUTION TO OWNERS 

 

An entity shall classify a non-current asset (or disposal group) as held for sale if its carrying amount will be 
recovered principally through a sale transaction rather than through continuing use. 
 

For this to be the case, the asset (or disposal group) must be available for immediate sale in its present condi- 
tion subject only to terms that are usual and customary for sales of such assets (or disposal groups) and its 
sale must be highly probable. 
 

For the sale to be highly probable, the appropriate level of management must be committed to a plan to sell 
the asset (or disposal group), and an active programme to locate a buyer and complete the plan must have 
been initiated. Further, the asset (or disposal group) must be actively marketed for sale at a price that is reasonable 
in relation to its current fair value. In addition, the sale should be expected to qualify for recognition 
as a completed sale within one year from the date of classification, except as permitted by paragraph 9, and 
actions required to complete the plan should indicate that it is unlikely that significant changes to the plan 
 

                                                 
2 However, once the cash flows from an asset or group of assets are expected to arise principally from sale rather than 

continuing use, they become less dependent on cash flows arising from other assets, and a disposal group that was part 
of a cash-generating unit becomes a separate cash-generating unit. 

3 Other than paragraphs 18 and 19, which require the assets in question to be measured in accordance with other applicable 
IFRSs. 
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Wenn die Paragraphen 26 oder 29 Anwendung finden, sind in der Berichtsperiode, in der eine Änderung des 
Plans zur Veräußerung des langfristigen Vermögenswerts (oder der Veräußerungsgruppe) beschlossen wurde, 
die Sachverhalte und Umstände zu beschreiben, die zu dieser Entscheidung geführt haben. Die Auswirkungen 
der Entscheidung auf das Ergebnis für die dargestellte Berichtsperiode und die dargestellten vorangegangenen 
Berichtsperioden sind anzugeben. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 
 
Der IFRS ist prospektiv auf langfristige Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen) anzuwenden, welche 
nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens des IFRS die Kriterien für eine Einstufung als zur Veräußerung 
gehalten erfüllen, sowie auf Geschäftsbereiche, welche nach dem Zeitpunkt des Inkrafttretens die Kriterien für 
eine Einstufung als aufgegebene Geschäftsbereiche erfüllen. Die Vorschriften des IFRS können auf alle langfristigen 
Vermögenswerte (oder Veräußerungsgruppen) angewendet werden, die vor dem Zeitpunkt des Inkrafttretens 
die Kriterien für eine Einstufung als zur Veräußerung gehalten erfüllen, sowie auf Geschäftsbereiche, 
welche die Kriterien für eine Einstufung als aufgegebene Geschäftsbereiche erfüllen, sofern die 
Bewertungen und anderen notwendigen Informationen zur Anwendung des IFRS zu dem Zeitpunkt 
durchgeführt bzw. eingeholt wurden, zu dem diese Kriterien ursprünglich erfüllt wurden. 
 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 
 
Dieser IFRS ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2005 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen den IFRS 
für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Januar 2005 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
Infolge des IAS 1 (überarbeitet 2007) wurde die in allen IFRS verwendete Terminologie geändert. Außerdem 
wurden die Paragraphen 3 und 38 geändert, und Paragraph 33A wurde hinzugefügt. Diese Änderungen sind 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres 
anzuwenden.Wird IAS 1 (überarbeitet 2007) auf eine frühere Periode angewandt, sind diese Änderungen entsprechend 
auch anzuwenden. 
 
Durch IAS 27 (in der vom International Accounting Standards Board 2008 geänderten Fassung) wurde 
Paragraph 33 (d) hinzugefügt. Diese Änderung ist erstmals in der ersten Periode eines am 1. Juli 2009 oder 
danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Wendet ein Unternehmen IAS 27 (in der 2008 geänderten 
Fassung) auf eine frühere Berichtsperiode an, so hat es auf diese Periode auch die genannte Änderung 
anzuwenden. Diese Änderung ist rückwirkend anzuwenden. 
 
Die Paragraphen 8A und 36A werden im Rahmen der Verbesserungen der IFRS vom Mai 2008 hinzugefügt. 
Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Diese Änderungen sind jedoch nicht auf 
Berichtsperioden eines vor dem 1. Juli 2009 beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden, es sei denn, IFRS 27 
(überarbeitet Mai 2008) wird ebenfalls angewandt. Wenn ein Unternehmen diese Änderungen vor dem 1. Juli 
2009 anwendet, hat es diese Tatsache anzugeben. Ein Unternehmen wendet die Änderungen künftig ab dem 
Datum an, an dem es IFRS 5 erstmals zugrunde legt, und zwar vorbehaltlich der Übergangsbestimmungen 
von IAS 27 Paragraph 45 (überarbeitet Mai 2008). 
 
Durch IFRIC 17 Sachdividenden an Eigentümer wurden im November 2008 die Paragraphen 5A, 12A und 15A 
hinzugefügt und Paragraph 8 geändert. Diese Änderungen sind prospektiv auf langfristige Vermögenswerte 
(oder Veräußerungsgruppen), die als zur Ausschüttung an Eigentümer gehalten eingestuft sind, in der ersten 
Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine 
rückwirkende Anwendung ist nicht zulässig. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen 
diese Änderungen auf eine vor dem 1. Juli 2009 beginnende Berichtsperiode an, so hat es diese Tatsache 
anzugeben und ebenso IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse (überarbeitet 2008), IAS 27 (geändert im Mai 
2008) und IFRIC 17 anzuwenden. 
 
Paragraph 5B wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 hinzugefügt. Diese Änderungen sind erstmals in 
der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahres prospektiv anzuwenden. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies 
anzugeben. 
 

RÜCKNAHME VON IAS 35 
 
Dieser IFRS ersetzt IAS 35 Aufgabe von Geschäftsbereichen. 
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If either paragraph 26 or paragraph 29 applies, an entity shall disclose, in the period of the decision to change 
the plan to sell the non-current asset (or disposal group), a description of the facts and circumstances leading 
to the decision and the effect of the decision on the results of operations for the period and any prior periods 
presented. 
 
 

TRANSITIONAL PROVISIONS 
 
The IFRS shall be applied prospectively to non-current assets (or disposal groups) that meet the criteria to be 
classified as held for sale and operations that meet the criteria to be classified as discontinued after the effective 
date of the IFRS. An entity may apply the requirements of the IFRS to all non-current assets (or disposal 
groups) that meet the criteria to be classified as held for sale and operations that meet the criteria to be classified 
as discontinued after any date before the effective date of the IFRS, provided the valuations and other 
information needed to apply the IFRS were obtained at the time those criteria were originally met. 
 
 
 
 

EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this IFRS for annual periods beginning on or after 1 January 2005. Earlier application is 
encouraged. If an entity applies the IFRS for a period beginning before 1 January 2005, it shall disclose that 
fact. 
 
IAS 1 (as revised in 2007) amended the terminology used throughout IFRSs. In addition it amended para- 
graphs 3 and 38, and added paragraph 33A. An entity shall apply those amendments for annual periods 
beginning on or after 1 January 2009. If an entity applies IAS 1 (revised 2007) for an earlier period, the 
amendments shall be applied for that earlier period. 
 
 
IAS 27 (as amended by the International Accounting Standards Board in 2008) added paragraph 33 (d). An 
entity shall apply that amendment for annual periods beginning on or after 1 July 2009. If an entity applies 
IAS 27 (amended 2008) for an earlier period, the amendment shall be applied for that earlier period. The 
amendment shall be applied retrospectively. 
 
 
Paragraphs 8A and 36A were added by Improvements to IFRSs issued in May 2008. An entity shall apply those 
amendments for annual periods beginning on or after 1 July 2009. Earlier application is permitted. However, 
an entity shall not apply the amendments for annual periods beginning before 1 July 2009 unless it also 
applies IAS 27 (as amended in May 2008). If an entity applies the amendments before 1 July 2009 it shall disclose 
that fact. An entity shall apply the amendments prospectively from the date at which it first applied 
IFRS 5, subject to the transitional provisions in paragraph 45 of IAS 27 (amended May 2008). 
 
 
 
Paragraphs 5A, 12A and 15A were added and paragraph 8 was amended by IFRIC 17 Distributions of Non-cash 
Assets to Owners in November 2008. Those amendments shall be applied prospectively to non-current assets 
(or disposal groups) that are classified as held for distribution to owners in annual periods beginning on or 
after 1 July 2009. Retrospective application is not permitted. Earlier application is permitted. If an entity 
applies the amendments for a period beginning before 1 July 2009 it shall disclose that fact and also apply 
IFRS 3 Business Combinations (as revised in 2008), IAS 27 (as amended in May 2008) and IFRIC 17. 
 
 
 
Paragraph 5B was added by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply that amendment 
prospectively for annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies 
the amendment for an earlier period it shall disclose that fact. 
 
 

WITHDRAWAL OF IAS 35 
 
This IFRS supersedes IAS 35 Discontinuing operations. 
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der Zahl der gemäß Paragraph 13–18 berichtspflichtigen Segmente keine Begrenzung besteht, sollte ein 
Unternehmen prüfen, ob bei mehr als zehn Segmenten eine praktische Obergrenze erreicht ist. 
 

ANGABEN 
 
Ein Unternehmen hat Informationen anzugeben, anhand derer Abschlussadressaten die Art und finanziellen 
Auswirkungen der von ihm ausgeübten Geschäftstätigkeiten sowie das wirtschaftliche Umfeld, in dem es tätig 
ist, beurteilen können. 
 
Zwecks Anwendung des in Paragraph 20 genannten Grundsatzes hat ein Unternehmen für jede Periode, für 
die eine Gesamtergebnisrechnung erstellt wurde, folgende Angaben zu machen: 
(a) allgemeine Informationen, so wie in Paragraph 22 beschrieben; 
(b) Informationen über den ausgewiesenen Gewinn oder Verlust eines Segments, einschließlich genau 

beschriebener Umsatzerlöse und Aufwendungen, die in das ausgewiesene Periodenergebnis eines 
Segments einbezogen sind, über die Segmentvermögenswerte und die Segmentschulden und über die 
Grundlagen der Bewertung, so wie in den Paragraphen 23–27 beschrieben; und 

(c) Überleitungsrechnungen von den Summen der Segmentumsatzerlöse, des ausgewiesenen 
Segmentperiodenergebnisses, der Segmentvermögenswerte und Segmentschulden und sonstiger wichtiger 
Segmentposten auf die entsprechenden Beträge des Unternehmens, so wie in Paragraph 28 beschrieben. 

Überleitungsrechnungen für Beträge in der Bilanz der berichtspflichtigen Segmente in Bezug auf die Beträge 
in der Bilanz des Unternehmens sind für jeden Stichtag fällig, an dem eine Bilanz vorgelegt wird. 
Informationen über frühere Perioden sind gemäß Paragraph 29 und 30 anzupassen. 
 
Allgemeine Informationen 
 
Ein Unternehmen hat die folgenden allgemeinen Informationen anzugeben: 
(a) Faktoren, die zur Identifizierung der berichtspflichtigen Segmente des Unternehmens verwendet werden. 

Dazu zählen die Organisationsgrundlage (z. B. die Tatsache, ob sich die Geschäftsführung dafür 
entschieden hat, das Unternehmen auf der Grundlage der Unterschiede zwischen Produkten und Dienstleistungen, 
nach geografischen Gebieten, nach dem regulatorischen Umfeld oder einer Kombination von 
Faktoren zu organisieren, und der Umstand, ob Geschäftssegmente zusammengefasst wurden), und 

(b) Arten von Produkten und Dienstleistungen, die die Grundlage der Umsatzerlöse jedes berichtspflichtigen 
Segments darstellen. 

 
Informationen über den Gewinn oder Verlust und über die Vermögenswerte und Schulden 
 
Ein Unternehmen hat eine Bewertung des Gewinns oder Verlusts für jedes berichtspflichtige Segment vorzulegen. Ein 
Unternehmen hat eine Bewertung aller Vermögenswerte und der Schulden für jedes berichtspflichtige Segment vorzulegen, 
wenn ein solcher Betrag der verantwortlichen Unternehmensinstanz regelmäßig gemeldet wird. Ein Unternehmen hat 
zudem die folgenden Angaben zu jedem berichtspflichtigen Segment zu machen, wenn die angegebenen Beträge in die 
Bewertung des Gewinns oder Verlusts des Segments einbezogen werden, der von der verantwortlichen 
Unternehmensinstanz überprüft oder ansonsten dieser regelmäßig übermittelt werden, auch wenn sie nicht in die 
Bewertung des Gewinns oder Verlusts des Segments einfließen: 
(a) Umsatzerlöse, die von externen Kunden stammen; 
(b) Umsatzerlöse aufgrund von Geschäftsvorfällen mit anderen Geschäftssegmenten desselben 

Unternehmens; 
(c) Zinserträge; 
(d) Zinsaufwendungen; 
(e) planmäßige Abschreibungen und Amortisationen; 
(f) wesentliche Ertrags- und Aufwandsposten, die gemäß Paragraph 97 von IAS 1 Darstellung des Abschlusses 

(überarbeitet 2007) genannt werden; 
(g) Anteil des Unternehmens am Periodenergebnis von assoziierten Unternehmen und 

Gemeinschaftsunternehmen, die nach der Equity-Methode bilanziert werden; 
(h) Ertragsteueraufwand oder -ertrag; und 
(i) wesentliche zahlungsunwirksame Posten, bei denen es sich nicht umplanmäßige Abschreibungen handelt. 
Ein Unternehmen weist die Zinserträge gesondert vom Zinsaufwand für jedes berichtspflichtige Segment aus, 
es sei denn, die meisten Umsatzerlöse des Segments wurden aufgrund von Zinsen erwirtschaftet und die 
verantwortliche Unternehmensinstanz stützt sich in erster Linie auf die Nettozinserträge, um die Ertragskraft 
des Segments zu beurteilen und Entscheidungen über die Allokation der Ressourcen für das Segment zu 
treffen. In einem solchen Fall kann ein Unternehmen die segmentbezogenen Zinserträge abzüglich des 
Zinsaufwands angeben und über diese Vorgehensweise informieren. 
 

IFRS 8 

20 

21 

22 

23 

1050 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

number of segments that are reportable in accordance with paragraphs 13—18 increases above 10, the entity 
should consider whether a practical limit has been reached. 
 

DISCLOSURE 
 
An entity shall disclose information to enable users of its financial statements to evaluate the nature and 
financial effects of the business activities in which it engages and the economic environments in which it operates. 
 
 
To give effect to the principle in paragraph 20, an entity shall disclose the following for each period for which 
an statement of comprehensive income is presented: 
(a) general information as described in paragraph 22; 
(b) information about reported segment profit or loss, including specified revenues and expenses included in 

reported segment profit or loss, segment assets, segment liabilities and the basis of measurement, as 
described in paragraphs 23—27; and 

(c) reconciliations of the totals of segment revenues, reported segment profit or loss, segment assets, segment 
liabilities and other material segment items to corresponding entity amounts as described in paragraph 
28. 

Reconciliations of the amounts in the statement of financial position for reportable segments to the amounts 
in the entity’s statement of financial position are required for each date at which a statement of financial position 
is presented. Information for prior periods shall be restated as described in paragraphs 29 and 30. 
 
 
General information 
 
An entity shall disclose the following general information: 
(a) factors used to identify the entity’s reportable segments, including the basis of organisation (for example, 

whether management has chosen to organise the entity around differences in products and services, geographical 
areas, regulatory environments, or a combination of factors and whether operating segments 
have been aggregated); and 

(b) types of products and services from which each reportable segment derives its revenues. 
 
 
 
Information about profit or loss, assets and liabilities 
 
An entity shall report a measure of profit or loss for each reportable segment. An entity shall report a measure of total 
assets and liabilities for each reportable segment if such amounts are regularly provided to the chief operating decision 
maker. An entity shall also disclose the following about each reportable segment if the specified amounts are included in 
the measure of segment profit or loss reviewed by the chief operating decision maker, or are otherwise regularly provided 
to the chief operating decision maker even if not included in that measure of segment profit or loss: 
(a) revenues from external customers; 
(b) revenues from transactions with other operating segments of the same entity; 
(c) interest revenue; 
(d) interest expense; 
(e) depreciation and amortisation; 
(f) material items of income and expense disclosed in accordance with paragraph 97 of IAS 1 Presentation of 

Financial Statements (as revised in 2007); 
(g) the entity’s interest in the profit or loss of associates and joint ventures accounted for by the equity 

method; 
(h) income tax expense or income; and 
(i) material non-cash items other than depreciation and amortisation. 
An entity shall report interest revenue separately from interest expense for each reportable segment unless a 
majority of the segment’s revenues are from interest and the chief operating decision maker relies primarily 
on net interest revenue to assess the performance of the segment and make decisions about resources to be 
allocated to the segment. In that situation, an entity may report that segment’s interest revenue net of its 
interest expense and disclose that it has done so. 
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Informationen über Produkte und Dienstleistungen 
 
Ein Unternehmen hat die Umsatzerlöse von externen Kunden für jedes Produkt und jede Dienstleistung bzw. 
für jede Gruppe vergleichbarer Produkte und Dienstleistungen auszuweisen, es sei denn, die erforderlichen 
Informationen sind nicht verfügbar und die Kosten für ihre Erstellung wären übermäßig hoch. In diesem Fall 
ist dieser Umstand anzugeben. Die Beträge der ausgewiesenen Umsatzerlöse stützen sich auf die 
Finanzinformationen, die für die Erstellung des Unternehmensabschlusses verwendet werden. 
 
Informationen über geografische Gebiete 
 
Ein Unternehmen hat folgende geografische Angaben zu machen, es sei denn, die erforderlichen 
Informationen sind nicht verfügbar und die Kosten für ihre Erstellung wären übermäßig hoch: 
(a) Umsatzerlöse, die von externen Kunden erwirtschaftet wurden und die (i) dem Herkunftsland des 

Unternehmens und (ii) allen Drittländern insgesamt zugewiesen werden, in denen das Unternehmen 
Umsatzerlöse erwirtschaftet. Wenn die Umsatzerlöse von externen Kunden, die einem einzigen Drittland 
zugewiesen werden, eine wesentliche Höhe erreichen, sind diese Umsatzerlöse gesondert anzugeben. Ein 
Unternehmen hat anzugeben, auf welcher Grundlage die Umsatzerlöse von externen Kunden den 
einzelnen Ländern zugewiesen werden. 

(b) langfristige Vermögenswerte1

2, ausgenommen Finanzinstrumente, latente Steueransprüche, Leistungen 
nach Beendigung des Arbeitsverhältnisses und Rechte aus Versicherungsverträgen, die (i) im 
Herkunftsland des Unternehmens und (ii) in allen Drittländern insgesamt gelegen sind, in dem das 
Unternehmen Vermögenswerte hält. Wenn die Vermögenswerte in einem einzigen Drittland eine 
wesentliche Höhe erreichen, sind diese Vermögenswerte gesondert anzugeben. 

Die angegebenen Beträge stützen sich auf die Finanzinformationen, die für die Erstellung des 
Unternehmensabschlusses verwendet werden. Wenn die erforderlichen Informationen nicht verfügbar sind 
und die Kosten für ihre Erstellung übermäßig hoch liegen würden, ist diese Tatsache anzugeben. Über die von 
diesem Paragraphen geforderten Informationen hinaus kann ein Unternehmen Zwischensummen für die 
geografischen Informationen über Ländergruppen vorlegen. 
 
Informationen über wichtige Kunden 
 
Ein Unternehmen hat Informationen über den Grad seiner Abhängigkeit von seinen wichtigen Kunden 
vorzulegen.Wenn sich die Umsatzerlöse aus Geschäftsvorfällen mit einem einzigen externen Kunden auf mindestens 
10 % der Umsatzerlöse des Unternehmens belaufen, hat das Unternehmen diese Tatsache anzugeben 
sowie den Gesamtbetrag der Umsatzerlöse von jedem derartigen Kunden und die Identität des Segments bzw. 
der Segmente, in denen die Umsatzerlöse ausgewiesen werden. Das Unternehmen muss die Identität eines 
wichtigen Kunden oder die Höhe der Umsatzerlöse, die jedes Segment in Bezug auf diesen Kunden ausweist, 
nicht offen legen. Im Sinne dieses IFRS ist eine Gruppe von Unternehmen, von denen das berichtende 
Unternehmen weiß, dass sie unter gemeinsamer Beherrschung stehen, als ein einziger Kunde anzusehen, und 
eine staatliche Stelle (auf nationaler, staatlicher, provinzieller, territorialer, lokaler oder ausländischer Ebene) 
sowie Unternehmen, von denen das berichtende Unternehmen weiß, dass sie der Beherrschung durch diese 
staatliche Stelle unterliegen, als ein einziger Kunde anzusehen. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN UND ZEITPUNKT DES INKRAFTTRET ENS 
 
Dieser IFRS ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2009 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen diesen IFRS für 
Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Januar 2009 beginnen, so ist diese Tatsache anzugeben. 
 
Paragraph 23 wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am 1. Januar 2010 oder danach beginnenden Geschäftsjahrs anzuwenden. Eine frühere 
Anwendung ist zulässig. Wendet ein Unternehmen die Änderung für ein früheres Geschäftsjahr an, hat es dies anzugeben. 
 
Segmentinformationen für frühere Geschäftsjahre, die als Vergleichsinformationen für das erste Jahr der Anwendung 
(einschließlich der Anwendung der Änderung von Paragraph 23 vom April 2009) vorgelegt werden, müssen angepasst 
werden, um die Anforderungen dieses IFRS zu erfüllen, es sei denn, die erforderlichen Informationen sind nicht verfügbar 
und die Kosten für ihre Erstellung wären übermäßig hoch. 
 

                                                 
2 Bei einer Klassifizierung der Vermögenswerte gemäß einer Liquiditätsdarstellung sind als langfristige Vermögenswerte 

alle Vermögenswerte einzustufen, die Beträge beinhalten, deren Realisierung nach mehr als zwölf Monaten nach dem 
Abschlussstichtag erwartet wird. 
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Information about products and services 
 
An entity shall report the revenues from external customers for each product and service, or each group of 
similar products and services, unless the necessary information is not available and the cost to develop it 
would be excessive, in which case that fact shall be disclosed. The amounts of revenues reported shall be based 
on the financial information used to produce the entity’s financial statements. 
 
 
Information about geographical areas 
 
An entity shall report the following geographical information, unless the necessary information is not avail- 
able and the cost to develop it would be excessive: 
(a) revenues from external customers (i) attributed to the entity’s country of domicile and (ii) attributed to 

all foreign countries in total from which the entity derives revenues. If revenues from external customers 
attributed to an individual foreign country are material, those revenues shall be disclosed separately. An 
entity shall disclose the basis for attributing revenues from external customers to individual countries; 

(b) non-current assets1

2 other than financial instruments, deferred tax assets, post-employment benefit assets, 
and rights arising under insurance contracts (i) located in the entity’s country of domicile and (ii) located 
in all foreign countries in total in which the entity holds assets. If assets in an individual foreign country 
are material, those assets shall be disclosed separately. 

The amounts reported shall be based on the financial information that is used to produce the entity’s financial 
statements. If the necessary information is not available and the cost to develop it would be excessive, that 
fact shall be disclosed. An entity may provide, in addition to the information required by this paragraph, subtotals 
of geographical information about groups of countries. 
 
 
 
 
 
Information about major customers 
 
An entity shall provide information about the extent of its reliance on its major customers. If revenues from 
transactions with a single external customer amount to 10 per cent or more of an entity’s revenues, the entity 
shall disclose that fact, the total amount of revenues from each such customer, and the identity of the segment 
or segments reporting the revenues. The entity need not disclose the identity of a major customer or the 
amount of revenues that each segment reports from that customer. For the purposes of this IFRS, a group of 
entities known to a reporting entity to be under common control shall be considered a single customer, and a 
government (national, state, provincial, territorial, local or foreign) and entities known to the reporting entity 
to be under the control of that government shall be considered a single customer. 
 
 
 
 

TRANSITION AND EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this IFRS in its annual financial statements for periods beginning on or after 1 January 
2009. Earlier application is permitted. If an entity applies this IFRS in its financial statements for a period 
before 1 January 2009, it shall disclose that fact. 
 
Paragraph 23 was amended by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply that amendment for 
annual periods beginning on or after 1 January 2010. Earlier application is permitted. If an entity applies the amendment for 
an earlier period it shall disclose that fact. 
 
Segment information for prior years that is reported as comparative information for the initial year of application (including 
application of the amendment to paragraph 23 made in April 2009) shall be restated to conform to the requirements of this 
IFRS, unless the necessary information is not available and the cost to develop it would be excessive. 
 

                                                 
2 For assets classified according to a liquidity presentation, non-current assets are assets that include amounts expected to 

be recovered more than 12 months after the reporting period. 
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Anwendungsbereich von IFRS 2 
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IFRIC INTERPRETATION 9 
 

Neubeurteilung eingebetteter Derivate 
 

VERWEISE 
 
– IAS 39 Finanzinstrumente: Ansatz und Bewertung 
– IFRS 1 Erstmalige Anwendung der International Financial Reporting Standards 
– IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse 
 

HINTERGRUND 
 
In IAS 39 Paragraph 10 wird ein eingebettetes Derivat beschrieben als „Bestandteil eines strukturierten 
(zusammengesetzten) Finanzinstruments, das auch einen nicht derivativen Basisvertrag enthält, mit dem 
Ergebnis, dass ein Teil der Cashflows des zusammengesetzten Finanzinstruments ähnlichen Schwankungen 
ausgesetzt ist wie ein freistehendes Derivat“. 
 
IAS 39, Paragraph 11 fordert, dass ein eingebettetes Derivat von dem Basisvertrag zu trennen und dann, aber 
nur dann, als Derivat zu bilanzieren ist, wenn 
(a) die wirtschaftlichen Merkmale und Risiken des eingebetteten Derivats nicht eng mit den wirtschaftlichen 

Merkmalen und Risiken des Basisvertrags verbunden sind; 
(b) ein eigenständiges Instrument mit den gleichen Bedingungen wie das eingebettete Derivat die Definition 

eines Derivats erfüllen würde; und 
(c) das strukturierte (zusammengesetzte) Finanzinstrument nicht ergebniswirksam zum beizulegenden 

Zeitwert bewertet wird (d. h. ein Derivat, das in einem ergebniswirksam zum beizulegenden Zeitwert 
bewerteten finanziellen Vermögenswert oder einer finanziellen Verbindlichkeit eingebettet ist, ist nicht 
eigenständig). 

 
ANWENDUNGSBEREICH 

 
Vorbehaltlich der nachfolgenden Paragraphen 4 und 5 ist diese Interpretation auf alle eingebetteten Derivate 
anzuwenden, die in den Anwendungsbereich von IAS 39 fallen. 
 
Diese Interpretation geht nicht auf Fragen der Neubewertung ein, die sich aus einer Neubeurteilung der 
eingebetteten Derivate ergeben. 
 
Diese Interpretation gilt nicht für in Verträge eingebettete Derivate, die bei folgenden Gelegenheiten erworben wurden: 
(a) bei einem Unternehmenszusammenschluss (im Sinne von IFRS 3 Unternehmenszusammenschlüsse (überarbeitet 

2008); 
(b) bei einem Zusammenschluss von Unternehmen unter gemeinschaftlicher Führung gemäß IFRS 3 (überarbeitet 2008) 

Paragraph B1-B4 oder 
(c) bei der Gründung eines Gemeinschaftsunternehmens im Sinne von IAS 31 Anteile an Gemeinschaftsunternehmen 

oder für ihre eventuelle Neubeurteilung zum Tag des Erwerbs.11 
 

FRAGESTELLUNGEN 
 
IAS 39 schreibt vor, dass ein Unternehmen zu dem Zeitpunkt, an dem es Vertragspartei wird, beurteilt, ob 
etwaige in diesen Vertrag eingebettete Derivate von dem Basisvertrag zu trennen und als Derivate im Sinne 
dieses Standards zu bilanzieren sind. In dieser Interpretation werden die folgenden Fragen behandelt: 
(a) Ist eine solche Beurteilung lediglich zu dem Zeitpunkt vorzunehmen, an dem das Unternehmen 

Vertragspartei wird, oder ist diese Beurteilung während der Vertragslaufzeit zu überprüfen? 
(b) Hat ein Erstanwender seine Beurteilung auf der Grundlage der Bedingungen vorzunehmen, die 

bestanden, als das Unternehmen Vertragspartei wurde, oder zu den Bedingungen, die bestanden, als das 
Unternehmen die IFRS zum ersten Mal angewandt hat? 

 

                                                 
1 IFRS 3 (überarbeitet 2008) behandelt den Erwerb von Verträgen mit eingebetteten Derivaten bei einem Unternehmenszusammenschluss. 

1 

2 

3 

4 

5 

6 

1110 



© 2010 Wiley-VCH Verlag GmbH & Co. KGaA, ISBN 978-3-527-50534-0 

IFRIC INTERPRETATION 9 
 

Reassessment of embedded derivatives 
 

REFERENCES 
 
— IAS 39 Financial instruments: recognition and measurement 
— IFRS 1 First-time adoption of international financial reporting standards 
— IFRS 3 Business combinations 
 

BACKGROUND 
 
IAS 39 paragraph 10 describes an embedded derivative as ‘a component of a hybrid (combined) instrument 
that also includes a non-derivative host contract—with the effect that some of the cash flows of the combined 
instrument vary in a way similar to a stand-alone derivative.’ 
 
 
IAS 39 paragraph 11 requires an embedded derivative to be separated from the host contract and accounted 
for as a derivative if, and only if: 
(a) the economic characteristics and risks of the embedded derivative are not closely related to the economic 

characteristics and risks of the host contract; 
(b) a separate instrument with the same terms as the embedded derivative would meet the definition of a 

derivative; and 
(c) the hybrid (combined) instrument is not measured at fair value with changes in fair value recognised in 

profit or loss (i.e. a derivative that is embedded in a financial asset or financial liability at fair value 
through profit or loss is not separated). 

 
 

SCOPE 
 
Subject to paragraphs 4 and 5 below, this interpretation applies to all embedded derivatives within the scope 
of IAS 39. 
 
This interpretation does not address remeasurement issues arising from a reassessment of embedded deriva- 
tives. 
 
This interpretation does not apply to embedded derivatives in contracts acquired in: 
(a) a business combination (as defined in IFRS 3 Business Combinations as revised in 2008); 
(b) a combination of entities or businesses under common control as described in paragraphs B1–B4 of IFRS 3 (revised 

2008); or 
(c) the formation of a joint venture as defined in IAS 31 Interests in Joint Ventures or their possible reassessment at the 

date of acquisition1

1. 
 
 

ISSUES 
 
IAS 39 requires an entity, when it first becomes a party to a contract, to assess whether any embedded deriva- 
tives contained in the contract are required to be separated from the host contract and accounted for as derivatives 
under the standard. This interpretation addresses the following issues: 
(a) Does IAS 39 require such an assessment to be made only when the entity first becomes a party to the 

contract, or should the assessment be reconsidered throughout the life of the contract? 
(b) Should a first-time adopter make its assessment on the basis of the conditions that existed when the entity 

first became a party to the contract, or those prevailing when the entity adopts IFRSs for the first time? 
 
 

                                                 
1 IFRS 3 (as revised in 2008) addresses the acquisition of contracts with embedded derivatives in a business combination. 
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BESCHLUSS 
 
Ein Unternehmen beurteilt, ob ein eingebettetes Derivat vom Basisvertrag zu trennen und als Derivat zu 
bilanzieren ist, wenn es zum ersten Mal Vertragspartei wird. Eine spätere Neubeurteilung ist untersagt, es sei 
denn, dass sich (a) die Vertragsbedingungen so stark ändern, dass es zu einer erheblichen Änderung der 
Zahlungsströme kommt, die sich ansonsten durch den Vertrag ergeben würden, oder (b) ein finanzieller Vermögenswert 
aus der Kategorie ergebniswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet ausgegliedert wird; in 
beiden Fällen ist eine Beurteilung erforderlich. Ob die Änderung der Zahlungsströme erheblich ist, ermittelt 
ein Unternehmen, indem es prüft, in welchem Ausmaß sich die erwarteten Zahlungsströme in Bezug auf das 
eingebettete Derivat, den Basisvertrag oder beide ändern, und ob diese Änderung im Vergleich zu den vorher 
im Rahmen des Vertrags erwarteten Zahlungsströmen erheblich ist. 
 
Ob ein eingebettetes Derivat bei Umgliederung eines finanziellen Vermögenswerts aus der Kategorie 
erfolgswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet gemäß Paragraph 7 vom Basisvertrag getrennt und als 
Derivat bilanziert werden muss, ist anhand der Umstände zu einem der folgenden Zeitpunkte zu bewerten: 
(a) dem Zeitpunkt, zu dem das Unternehmen zum ersten Mal Vertragspartei wurde oder – falls später – 
(b) dem Zeitpunkt, zu dem sich die Vertragsbedingungen so stark geändert haben, dass sich auch die 

Zahlungsströme, die sich ansonsten aus dem Vertrag ergeben hätten, erheblich geändert haben. 
IAS 39 Paragraph 11 Buchstabe c gilt für diese Bewertung nicht (d. h. der hybride (zusammengesetzte) Vertrag 
ist so zu behandeln als wäre er nicht ergebniswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet worden). Ist ein 
Unternehmen zu dieser Bewertung nicht in der Lage, muss der hybride (zusammengesetzte) Vertrag zur 
Gänze in der Kategorie ergebniswirksam zum beizulegenden Zeitwert bewertet verbleiben. 
 
 
Ein Erstanwender beurteilt, ob ein eingebettetes Derivat vom Basisvertrag zu trennen und als Derivat zu 
bilanzieren ist, auf der Grundlage der Bedingungen, die an dem späteren der beiden nachfolgend genannten 
Termine galten: dem Zeitpunkt, an dem das Unternehmen Vertragspartei wurde, oder dem Zeitpunkt, an dem 
eine Neubeurteilung im Sinne von Paragraph 7 erforderlich wird. 
 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS UND ÜBERGANGSVORSCHRIF TEN 
 
Diese Interpretation ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juni 2006 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Eine frühere Anwendung wird empfohlen. Wenn ein Unternehmen diese 
Interpretation für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. Juni 2006 beginnen, so ist diese Tatsache 
anzugeben. Diese Interpretation ist rückwirkend anzuwenden. 
 
Durch Eingebettete Derivate (im März 2009 veröffentlichte Änderungen an IFRIC 9 und IAS 39) wurde 
Paragraph 7 geändert und Paragraph 7A hinzugefügt. Diese Änderungen sind erstmals in der ersten Berichtsperiode 
eines am 30. Juni 2009 oder danach endenden Geschäftsjahrs anzuwenden. 
 
Paragraph 5 wurde durch die Verbesserungen der IFRS vom April 2009 geändert. Diese Änderungen sind erstmals in der 
ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres prospektiv anzuwenden. Wenn ein 
Unternehmen IFRS 3 (überarbeitet 2008) auf eine frühere Periode anwendet, ist auch diese Änderung entsprechend auf 
diese frühere Periode anzuwenden und ist dies anzugeben. 
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CONSENSUS 
 
An entity shall assess whether an embedded derivative is required to be separated from the host contract and 
accounted for as a derivative when the entity first becomes a party to the contract. Subsequent reassessment is 
prohibited unless there is either (a) a change in the terms of the contract that significantly modifies the cash 
flows that otherwise would be required under the contract or (b) a reclassification of a financial asset out of 
the fair value through profit or loss category, in which cases an assessment is required. An entity determines 
whether a modification to cash flows is significant by considering the extent to which the expected future cash 
flows associated with the embedded derivative, the host contract or both have changed and whether the 
change is significant relative to the previously expected cash flows on the contract. 
 
 
The assessment whether an embedded derivative is required to be separated from the host contract and 
accounted for as a derivative on reclassification of a financial asset out of the fair value through profit or loss 
category in accordance with paragraph 7 shall be made on the basis of the circumstances that existed on the 
later date of: 
(a) when the entity first became a party to the contract; and 
(b) a change in the terms of the contract that significantly modified the cash flows that otherwise would have 

been required under the contract. 
For the purpose of this assessment paragraph 11 (c) of IAS 39 shall not be applied (ie the hybrid (combined) 
contract shall be treated as if it had not been measured at fair value with changes in fair value recognised in 
profit or loss). If an entity is unable to make this assessment the hybrid (combined) contract shall remain 
classified as at fair value through profit or loss in its entirety. 
 
A first-time adopter shall assess whether an embedded derivative is required to be separated from the host 
contract and accounted for as a derivative on the basis of the conditions that existed at the later of the date it 
first became a party to the contract and the date a reassessment is required by paragraph 7. 
 
 

EFFECTIVE DATE AND TRANSITION 
 
An entity shall apply this interpretation for annual periods beginning on or after 1 June 2006. Earlier applica- 
tion is encouraged. If an entity applies the interpretation for a period beginning before 1 June 2006, it shall 
disclose that fact. The interpretation shall be applied retrospectively. 
 
 
Embedded Derivatives (Amendments to IFRIC 9 and IAS 39) issued in March 2009 amended paragraph 7 and 
added paragraph 7A. An entity shall apply those amendments for annual periods ending on or after 30 June 
2009. 
 
Paragraph 5 was amended by Improvements to IFRSs issued in April 2009. An entity shall apply that amendment 
prospectively for annual periods beginning on or after 1 July 2009. If an entity applies IFRS 3 (as revised in 2008) for an 
earlier period, it shall apply the amendment for that earlier period and disclose that fact. 
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IFRIC INTERPRETATION 11 
 

IFRS 2 – Geschäfte mit eigenen Aktien und Aktien von 
Konzernunternehmen 
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IFRS 2—Group and treasury share transactions 
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BESCHLUSS 
 
Art des abgesicherten Risikos und Betrag des Grundgeschäfts, für das eine Sicherungsbeziehung in Betracht kommt 
 
Die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen kann nur auf die Währungsumrechungsdifferenzen angewandt 
werden, die zwischen der funktionalen Währung des ausländischen Geschäftsbetriebs und der funktionalen 
Währung des Mutterunternehmens entstehen. 
 
Bei einer Absicherung des Währungsrisikos aus einer Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb 
kann das Grundgeschäft ein Betrag des Nettovermögens sein, der dem Buchwert des Nettovermögens des ausländischen 
Geschäftsbetriebs im Konzernabschluss des Mutterunternehmens entspricht oder geringer als 
dieser ist. Der Buchwert des Nettovermögens eines ausländischen Geschäftsbetriebs, der im Konzernabschluss 
des Mutterunternehmens als Grundgeschäft designiert sein kann, hängt davon ab, ob irgendein niedriger 
angesiedeltes Mutterunternehmen des ausländischen Geschäftsbetriebs die Bilanzierung von 
Sicherungsbeziehungen auf alle oder einen Teil des Nettovermögens des betreffenden ausländischen 
Geschäftsbetriebs angewandt hat und diese Bilanzierung im Konzerabschluss des Mutterunternehmens beibehalten wurde. 
 
Das abgesicherte Risiko kann als das zwischen der funktionalen Währung des ausländischen Geschäftsbetriebs 
und der funktionalen Währung eines (direkten, zwischengeschalteten oder obersten) Mutterunternehmens 
dieses ausländischen Geschäftsbetriebs entstehende Währungsrisiko bestimmt werden. Die Tatsache, dass die 
Nettoinvestition von einem zwischengeschalteten Mutterunternehmen gehalten wird, hat keinen Einfluss auf 
die Art des wirtschaftlichen Risikos, das dem obersten Mutterunternehmen aus dem Währungsrisiko entsteht. 
 
Ein Währungsrisiko aus einer Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb kann nur einmal die 
Voraussetzungen für eine Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen im Konzernabschluss erfüllen. Wenn 
dasselbe Nettovermögen eines ausländischen Geschäftsbetriebs von mehr als einem Mutterunternehmen 
innerhalb der Gruppe (z. B. sowohl von einem direkten als auch einem indirekten Mutterunternehmen) für 
dasselbe Risiko abgesichert wird, kann daher nur eine Sicherungsbeziehung die Voraussetzungen für die 
Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen im Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens erfüllen. 
Eine von einem Mutterunternehmen in seinem Konzernabschluss designierte Sicherungsbeziehung braucht 
nicht von einem anderen Mutterunternehmen auf höherer Ebene beibehalten zu werden. Wird sie vom Mutterunternehmen 
auf höherer Ebene nicht beibehalten, muss jedoch die Bilanzierung von 
Sicherungsbeziehungen, die von einem Mutterunternehmen auf niedrigerer Ebene angewandt wird, 
aufgehoben werden, ehe die Bilanzierung von Sicherungsbeziehungen des Mutterunternehmens auf höherer 
Ebene anerkannt wird. 
 
Wo kann das Sicherungsinstrument gehalten werden 
 
Ein derivatives oder nicht derivatives Instrument (oder eine Kombination aus beidem) kann bei der Absicherung einer 
Nettoinvestition in einen ausländischen Geschäftsbetrieb als Sicherungsinstrument bestimmt werden. Das (die) 
Sicherungsinstrument(e) kann (können) von einem oder mehreren Unternehmen innerhalb der Gruppe so lange gehalten 
werden, wie die Voraussetzungen für die Designation, Dokumentation und Wirksamkeit des IAS 39 Paragraph 88 
hinsichtlich der Absicherung einer Nettoinvestition erfüllt sind. Die Absicherungsstrategie der Gruppe ist vor allem 
eindeutig zu dokumentieren, da die Möglichkeit unterschiedlicher Designationen auf verschiedenen Ebenen der Gruppe 
besteht. 
 
Zur Beurteilung der Wirksamkeit wird die Wertänderung des Sicherungsinstruments hinsichtlich des 
Währungsrisikos bezogen auf die funktionale Währung des Mutterunternehmens, die als Basis für die 
Bewertung des abgesicherten Risikos gilt, gemäß der Dokumentation zur Bilanzierung von 
Sicherungsgeschäften ermittelt. Je nachdem wo das Sicherungsinstrument gehalten wird, kann die gesamte 
Wertänderung ohne Bilanzierung von Sicherungsgeschäften im Gewinn oder Verlust, im sonstigen Ergebnis 
oder in beiden erfasst werden. Die Beurteilung der Wirksamkeit wird jedoch nicht dadurch beeinflusst, ob die 
Wertänderung des Sicherungsinstruments im Gewinn oder Verlust oder im sonstigen Ergebnis erfasst wird. 
Im Rahmen der Anwendung der Bilanzierung von Sicherungsgeschäften ist der gesamte effektive Teil der 
Änderung im sonstigen Ergebnis enthalten. Die Beurteilung der Wirksamkeit wird weder davon beeinflusst, 
ob das Sicherungsinstrument ein derivatives oder nicht derivatives Instrument ist, noch von der 
Konsolidierungsmethode. 
 
Veräußerung eines abgesicherten ausländischen Geschäftsbetriebs 
 
Wenn ein abgesicherter ausländischer Geschäftsbetrieb veräußert wird, ist der Betrag, der als Umgliederungs- 
betrag aus der Währungsumrechnungsrücklage im Konzernabschluss des Mutterunternehmens bezüglich des 
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CONSENSUS 
 
Nature of the hedged risk and amount of the hedged item for which a hedging relationship may be designated 
 
Hedge accounting may be applied only to the foreign exchange differences arising between the functional cur- 
rency of the foreign operation and the parent entity’s functional currency. 
 
 
In a hedge of the foreign currency risks arising from a net investment in a foreign operation, the hedged item 
can be an amount of net assets equal to or less than the carrying amount of the net assets of the foreign operation 
in the consolidated financial statements of the parent entity. The carrying amount of the net assets of a 
foreign operation that may be designated as the hedged item in the consolidated financial statements of a 
parent depends on whether any lower level parent of the foreign operation has applied hedge accounting for 
all or part of the net assets of that foreign operation and that accounting has been maintained in the parent’s 
consolidated financial statements. 
 
 
The hedged risk may be designated as the foreign currency exposure arising between the functional currency 
of the foreign operation and the functional currency of any parent entity (the immediate, intermediate or 
ultimate parent entity) of that foreign operation. The fact that the net investment is held through an intermediate 
parent does not affect the nature of the economic risk arising from the foreign currency exposure to 
the ultimate parent entity. 
 
An exposure to foreign currency risk arising from a net investment in a foreign operation may qualify for 
hedge accounting only once in the consolidated financial statements. Therefore, if the same net assets of a 
foreign operation are hedged by more than one parent entity within the group (for example, both a direct and 
an indirect parent entity) for the same risk, only one hedging relationship will qualify for hedge accounting in 
the consolidated financial statements of the ultimate parent. A hedging relationship designated by one parent 
entity in its consolidated financial statements need not be maintained by another higher level parent entity. 
However, if it is not maintained by the higher level parent entity, the hedge accounting applied by the lower 
level parent must be reversed before the higher level parent’s hedge accounting is recognised. 
 
 
 
 
 
Where the hedging instrument can be held 
 
A derivative or a non-derivative instrument (or a combination of derivative and non-derivative instruments) may be 
designated as a hedging instrument in a hedge of a net investment in a foreign operation. The hedging instrument(s) may be 
held by any entity or entities within the group, as long as the designation, documentation and effectiveness requirements of 
IAS 39 paragraph 88 that relate to a net investment hedge are satisfied. In particular, the hedging strategy of the group 
should be clearly documented because of the possibility of different designations at different levels of the group. 
 
 
 
For the purpose of assessing effectiveness, the change in value of the hedging instrument in respect of foreign 
exchange risk is computed by reference to the functional currency of the parent entity against whose functional 
currency the hedged risk is measured, in accordance with the hedge accounting documentation. 
Depending on where the hedging instrument is held, in the absence of hedge accounting the total change in 
value might be recognised in profit or loss, in other comprehensive income, or both. However, the assessment 
of effectiveness is not affected by whether the change in value of the hedging instrument is recognised in profit 
or loss or in other comprehensive income. As part of the application of hedge accounting, the total effective 
portion of the change is included in other comprehensive income. The assessment of effectiveness is not 
affected by whether the hedging instrument is a derivative or a non-derivative instrument or by the method 
of consolidation. 
 
 
Disposal of a hedged foreign operation 
 
When a foreign operation that was hedged is disposed of, the amount reclassified to profit or loss as a reclassi- 
fication adjustment from the foreign currency translation reserve in the consolidated financial statements of 
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Sicherungsinstruments in den Gewinn oder Verlust umgegliedert wird, der gemäß IAS 39 
Paragraph 102 zu ermittelnde Betrag. Dieser Betrag entspricht dem kumulierten Gewinn oder Verlust aus 
dem Sicherungsinstrument, das als wirksame Absicherung bestimmt wurde. 
 
Der Betrag, der aus der Währungsumrechnungsrücklage des Konzernabschlusses eines Mutterunternehmens 
hinsichtlich der Nettoinvestition in den betreffenden ausländischen Geschäftsbetrieb gemäß IAS 21 Paragraph 
48 in den Gewinn oder Verlust umgegliedert worden ist, entspricht dem in der Währungsumrechnungsrücklage 
des betreffenden Mutterunternehmens bezüglich dieses ausländischen Geschäftsbetriebs enthaltenen 
Betrag. Im Konzernabschluss des obersten Mutterunternehmens wird der gesamte, für alle ausländischen 
Geschäftsbetriebe in der Währungsumrechnungsrücklage erfasste Nettobetrag durch die 
Konsolidierungsmethode nicht beeinflusst. Die Anwendung der direkten oder schrittweisen 
Konsolidierungsmethode1

2 seitens des obersten Mutterunternehmens kann jedoch den Betrag seiner 
Währungsumrechnungsrücklage hinsichtlich eines einzelnen ausländischen Geschäftsbetriebs beeinflussen. 
Der Einsatz der schrittweisen Konsolidierungsmethode kann dazu führen, dass ein anderer Betrag als der für 
die Bestimmung der Wirksamkeit der Absicherung verwendete in den Gewinn oder Verlust umgegliedert 
wird. Diese Differenz kann durch die Bestimmung des Betrags beseitigt werden, der sich bezüglich des ausländischen 
Geschäftsbetriebs ergeben hätte, wenn die direkte Konsolidierungsmethode angewandt worden wäre. 
IAS 21 schreibt diese Anpassung nicht vor. Entscheidet sich ein Unternehmen jedoch für diese Methode, hat 
es diese bei allen Nettoinvestitionen konsequent beizubehalten. 
 

ZEITPUNKT DES INKRAFTTRETENS 
 
Diese Interpretation ist erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Oktober 2008 oder danach beginnenden 
Geschäftsjahres anzuwenden. Die Änderung zu Paragraph 14 aufgrund der Verbesserungen der IFRS vom April 2009 ist 
erstmals in der ersten Berichtsperiode eines am 1. Juli 2009 oder danach beginnenden Geschäftsjahres anzuwenden. Eine 
frühere Anwendung ist zulässig. Wenn ein Unternehmen diese Interpretation für Berichtsperioden anwendet, die vor dem 1. 
Oktober 2008 beginnen, oder die Änderung zu Paragraph 14 vor dem 1. Juli 2009, so ist dies anzugeben. 
 

ÜBERGANGSVORSCHRIFTEN 
 
IAS 8 führt aus, wie ein Unternehmen eine Änderung der Rechnungslegungsmethoden anwendet, die aus der 
erstmaligen Anwendung einer Interpretation resultiert. Wenn ein Unternehmen diese Interpretation erstmals 
anwendet, muss es diese Anforderungen nicht erfüllen. Wenn ein Unternehmen ein Sicherungsinstrument als 
Absicherung einer Nettoinvestition bestimmt hat, das Sicherungsgeschäft jedoch nicht die 
Bilanzierungsbedingungen für Sicherungsgeschäfte in dieser Interpretation erfüllt, so hat das Unternehmen 
IAS 39 anzuwenden, um diese Bilanzierung von Sicherungsgeschäften prospektiv einzustellen. 
 

                                                 
2 Die direkte Methode ist die Konsolidierungsmethode, durch welche der Abschluss des ausländischen Geschäftsbetriebs 

direkt in die funktionale Währung des obersten Mutterunternehmens umgerechnet wird. Die schrittweise Methode ist 
die Konsolidierungsmethode, durch welche der Abschluss des ausländischen Geschäftsbetriebs zuerst in die funktionale 
Währung irgendeines zwischengeschalteten Mutterunternehmens und dann in die funktionale Währung des obersten 
Mutterunternehmens (oder die Darstellungswährung, sofern diese unterschiedlich ist) umgerechnet wird. 
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the parent in respect of the hedging instrument is the amount that IAS 39 paragraph 102 requires to be identified. 
That amount is the cumulative gain or loss on the hedging instrument that was determined to be an 
effective hedge. 
 
The amount reclassified to profit or loss from the foreign currency translation reserve in the consolidated 
financial statements of a parent in respect of the net investment in that foreign operation in accordance with 
IAS 21 paragraph 48 is the amount included in that parent’s foreign currency translation reserve in respect of 
that foreign operation. In the ultimate parent’s consolidated financial statements, the aggregate net amount 
recognised in the foreign currency translation reserve in respect of all foreign operations is not affected by the 
consolidation method. However, whether the ultimate parent uses the direct or the step-by-step method of 
consolidation12 may affect the amount included in its foreign currency translation reserve in respect of an individual 
foreign operation. The use of the step-by-step method of consolidation may result in the reclassification 
to profit or loss of an amount different from that used to determine hedge effectiveness. This difference 
may be eliminated by determining the amount relating to that foreign operation that would have arisen if the 
direct method of consolidation had been used. Making this adjustment is not required by IAS 21. However, it 
is an accounting policy choice that should be followed consistently for all net investments. 
 
 
 
 

EFFECTIVE DATE 
 
An entity shall apply this Interpretation for annual periods beginning on or after 1 October 2008. An entity shall apply the 
amendment to paragraph 14 made by Improvements to IFRSs issued in April 2009 for annual periods beginning on or after 
1 July 2009. Earlier application of both is permitted. If an entity applies this Interpretation for a period beginning before 1 
October 2008, or the amendment to paragraph 14 before 1 July 2009, it shall disclose that fact. 
 
 

TRANSITION 
 
IAS 8 specifies how an entity applies a change in accounting policy resulting from the initial application of an 
Interpretation. An entity is not required to comply with those requirements when first applying the Interpretation. 
If an entity had designated a hedging instrument as a hedge of a net investment but the hedge does not 
meet the conditions for hedge accounting in this Interpretation, the entity shall apply IAS 39 to discontinue 
that hedge accounting prospectively. 
 
 

                                                 
2 The direct method is the method of consolidation in which the financial statements of the foreign operation are translated 

directly into the functional currency of the ultimate parent. The step-by-step method is the method of consolidation 
in which the financial statements of the foreign operation are first translated into the functional currency of any 
intermediate parent(s) and then translated into the functional currency of the ultimate parent (or the presentation currency 
if different). 
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